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Nachruf!

Gerhard Linke
In tiefer Trauer nehmen wir Abschied von Herrn Gerhard Linke, der am 
01. Mai 2014 verstorben ist.

Der Verstorbene hat in der Zeit vom 01. August 1970 bis 27. Juni 1973 
bei der Kreishandwerkerschaft seine Ausbildung als Verwaltungsfachan-
gestellter absolviert. Nach der Ausbildung war er in den verschiedenen 
Abteilungen tätig und wurde am 15. November 1985 zum Kassenleiter 
ernannt.

Wir alle trauern um einen Mitarbeiter, der zuverlässig und stets mit voller 
Hingabe seine Aufgabe erledigt hat. Gerhard Linke hat mit Umsicht und 
unermüdlicher Einsatzbereitschaft dem Handwerk und seinen Organisati-
onen gedient. Dafür gilt unser besonderer  Dank. 
Unser tiefes Mitgefühl gilt seiner Familie.

Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald

Kurt Krautscheid   Udo Runkel
Vors. Kreishandwerksmeister  Hauptgeschäftsführer

Elisabeth Schubert   Erwin Haubrich
Geschäftsführerin   Hauptgeschäftsführer i. R.

Im Rahmen der diesjährigen Innungsver-
sammlungen der Tischler-Innungen Alten-
kirchen, Neuwied und Westerwald wurde das 
neue Motiv des Bun-
desinnungsverban-
des „Tischler Schrei-
ner Deutschland“, 
Berlin, präsentiert. 

Erkennungszeichen 
ist der orangefarbe-
ne Würfel in seiner 
besonderen Perspektive. Er wird als räumliche 
Form aus genau einem Blickwinkel gezeigt. 
Die Grundfarbe Orange, die markanten Ver-
läufe und das Volumen definieren das Erschei-

Aus „Holz und Kunststoff“ 
wird „Tischler Schreiner Deutschland“

nungsbild des Würfels. Der Würfel kann auch 
in regional unterschiedlichen Ausprägungen 
genutzt werden. So ist gewährleistet, dass ne-
ben dem Bundesinnungsverband auch die 
Fachverbände und Innungen ihr eigenes Mo-
tiv auf Grundlage des bundeseinheitlichen Lo-
gos regional präsentieren. 

Mitgliedsbetriebe der Tischler-Innungen 
müssen die Nutzung der Marken beantragen. 
Weitere Informationen sowie Antragsformu-
lare erhalten Sie bei Ihrer Innungsgeschäfts-
stelle (Michael Braun, Tel. 02602-100525). 
Machen Sie mit und werden Teil von „Tischler 
Schreiner Deutschland“.

Tischler-Innungen präsentieren sich mit neuem Logo
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Als Bäckermeister Günther Thiermann vor 
8 Jahren in Rente ging, dachte er bestimmt nicht 
daran, dass er die deutsche Nationalmann-
schaft bei der diesjährigen WM in Brasilien 
mit Backwaren versorgen wird. Aber, erstens  
kommt es anders, zweitens als man denkt. 

Wenn unsere Fußballer rufen, gibt es auch für 
Bäcker Thiermann kein Halten. Ende Mai ist 
er bereits nach Südamerika geflogen. Versor-
gen wird er die Spieler vor allem mit Roggen-
brot, Körnerbrötchen und Laugenteilchen. 
Aber auch Kuchen gehört zum traditionellen 
brasilianischen Frühstücksbüfett.

Durch seine ehrenamtliche Tätigkeit im Seni-
or Experten Service Bonn, der interessierten 
Menschen im Ruhestand die Möglichkeit bie-
tet, ihre Kenntnisse und ihr Wissen an andere 
Menschen im Ausland und in Deutschland wei-
terzugeben, war er schon „als Botschafter des 
deutschen Brotes“ in Qatar, Guatemala, Bali, 
Chile und Vietnam. In Brasilien war er bereits  
dreimal und kennt damit das Land und seine 
Sprache. Günther Thiermann freut sich auf sei-
ne Tätigkeit in Brasilien, bei der er ganz nebenbei 
die Möglichkeit hat, die Fußballprofis, insbeson-

dere von Bayern München, persönlich kennen-
zulernen. Die Kreishandwerkerschaft Rhein-
Westerwald und alle Handwerkskolleg(inn)en 

Bad Hönninger Bäckermeister
 fährt mit zur Fußballweltmeisterschaft   

Beruf und Familie sind nicht immer einfach 
unter einen Hut zu bekommen.

Für Betriebe, die besonders familienfreund-
lich planen, haben die Wirtschaftsförderungs-
gesellschaft Westerwaldkreis mbH und die 
Gleichstellungsstelle des Westerwaldkreises mit 
Unterstützung der IHK Koblenz (Geschäfts-
stelle Montabaur), der Kreishandwerkerschaft 
Rhein-Westerwald und der Agentur für Ar-
beit Montabaur den Wettbewerb „Famili-
enfreundlicher Betrieb im Westerwaldkreis“ 
ausgeschrieben.  Noch bis zum 31. Juli können 
sich alle Unternehmen aus Industrie, Handel, 
Handwerk und Dienstleistung mit Sitz im Wes-
terwaldkreis, die familienfreundliche Struktu-
ren bereits eingeführt haben oder ein beson-
ders preiswürdiges Projekt in diesem Bereich 
planen, für den Wettbewerb „Familienfreund-
liche Betriebe“ anmelden. Insgesamt winken 
Preisgelder von 4.000 Euro.

Ziel des Wettbewerbes ist es, Unternehmen und 
Öffentlichkeit im Westerwaldkreis für das The-
ma „Vereinbarkeit von Beruf und Familie“ zu 
sensibilisieren, beispielhafte Unternehmen für 
ihren Einsatz zu würdigen und diese Modelle 
bekannt zu machen, damit sie Nachahmung 
finden.

Mit dem Wettbewerb „Familienfreundlicher 
Betrieb im Westerwaldkreis“ werden Betriebe 
aus dem Kreis ausgezeichnet, in denen die Fa-
milienorientierung eine wichtige Rolle spielt. 
Hierbei ist nicht ausschließlich an Familien mit 

Familienfreundliche Betriebe werden prämiert
WFG schreibt Preis aus – Bewerbungen bis zum 31. Juli möglich

Gemeinsam fördern sie familienfreundliche Strukturen in Westerwälder Betrieben: v.l. Dorothea Sam-
son, Dieter Knopp, beide Agentur für Arbeit Montabaur, Michael Jodlauk, WFG, Elisabeth Schubert, 
Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald, Landrat Achim Schwickert, Richard Hover, Leiter der IHK-
Geschäftsstelle Montabaur und Beate Ullwer, Gleichstellungsbeauftragte des Westerwaldkreises. 

Kindern gedacht, ebenso von zunehmender 
Bedeutung ist die Vereinbarkeit des Berufs mit 
den Anforderungen der Pflege von Angehöri-
gen. Bewerbungsunterlagen können im Internet 

unter www.wfg-ww.de/gruender-unternehmer/
wettbewerbe.html herunter geladen werden. 
Weitere Infos bei Beate Ullwer 02602/124-606 
und Michael Jodlauk 02602/124-308.

wünschen Thiermann, aber natürlich auch der 
deutschen Nationalmannschaft in Brasilien alles 
Gute und viel Erfolg.
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Aus dem Mail-Verteiler gerutscht? In der Kan-
tine immer allein, keiner grüßt mehr? Das 
kann Zufall sein. Oder System mit Übergrif-
fen bis hin zu Rufmord und sexueller Gewalt. 
Mobbing findet überall statt. Mobbing macht 
krank und kostet das Unternehmen viel Geld 
infolge von Arbeitsausfällen, Minderleistun-
gen oder Kündigung und Neueinstellung. 
Mobber stellen die Leistungsfähigkeit infra-
ge, stellen extrem hohe Anforderungen, bei 
denen das Opfer versagen muss, oder setzen 
es unter einen enormen psychischen Druck, 
indem sie dessen Arbeit ständig kritisieren 
oder niedermachen. Nicht zuletzt deshalb ist 
in den vergangenen Jahren die Zahl der psy-
chischen Erkrankungen am Arbeitsplatz stetig 
gestiegen. Die Fehlzeiten-Statistiken der Kran-
kenkassen belegen das. Denn nicht nur Stress 
und steigende Arbeitsbelastungen sind die Ur-
sache dafür, dass das Burn-Out-Syndrom zur 
Volkskrankheit am Arbeitsplatz wird – auch 
Mobbing, die tägliche Schikane, macht krank 
und verursacht damit dem Unternehmen 
enorme Kosten. Das Deutsche Ärzteblatt (DÄ 
12/01) schreibt, dass die geschätzten betrieb-
lichen Mobbingkosten bei 25.000 bis 75.000 
Euro pro Jahr und pro Betroffenem liegen und 
die volkswirtschaftlichen Mobbingkosten auf 
mehrere Milliarden Euro jährlich geschätzt 

werden. Die Bemühungen der Betriebe, die 
der Vermeidung von Mobbing Rechnung tra-
gen, lohnen sich deshalb bestimmt.

Ursachen von Mobbing 
und rechtliche Einordnung

In der Regel hat der Mobber Selbstwertproble-
me. Oftmals fühlt er sich dem Mobbingopfer 
unterlegen oder benachteiligt. Aufgrund eige-
ner persönlicher Schwächen greift der Mobber 
zu Schikanen, übler Nachrede und Psychoter-
ror. Ein häufiges Motiv der Mobber ist Neid. 
Der Mobber ist neidisch auf die Position sei-
nes Opfers, darauf, dass sein Opfer befördert 
und ihm vor die Nase gesetzt wurde, dass sein 
Opfer bei Kollegen beliebter ist. Aufgrund 
mangelnder Konfliktlösungsstrategien weiß 
sich der Mobber nicht gegen die vermeintliche 
Ungerechtigkeit zu wehren. Er trägt den Kon-
flikt deshalb mit unfairen Mitteln aus. Deshalb 
müssen Mobbingopfer sich nichts zuschulden 
kommen lassen, um zur Zielscheibe von Schi-
kanen zu werden.

Die Rechtsprechung bezeichnet Mobbing als 
eine Vielzahl unterschiedlicher Konfliktsi-
tuationen am Arbeitsplatz, die mindestens 
einer der Betroffenen als gegen seine Person 
gerichtet und schikanös empfindet (LAG 

Köln 25.03.10 - 7 Sa 1127/09). Aber nicht al-
les, was als Mobbing bezeichnet wird, ist von 
rechtlicher, insbesondere arbeitsrechtlicher 
und schadensrechtlicher, Relevanz. Unter den 
Begriff „Mobbing“ fallen rechtlich alle Ver-
haltensweisen, die bei objektiver Betrachtung 
darauf abzielen, Rechtsgüter des Betroffenen 
wie insbesondere das allgemeine Persönlich-
keitsrecht oder die Gesundheit nachhaltig 
zu beeinträchtigen. Solche Verhaltensweisen 
können Schadensersatzansprüche auslösen, 
wenn sie materielle oder immaterielle Schä-
den verursachen. Inzwischen ist ein delikti-
scher Schadensersatzanspruch wegen des so-
zialen Phänomens des Mobbings unter dem 
Gesichtspunkt der Verletzung des allgemei-
nen Persönlichkeitsrechtes (§ 823 Abs. 1, Art. 
1 und Art. 2 Abs. 1 GG) grundsätzlich aner-
kannt (LG Erfurt 17.11.10 - 3 O 1157/10). Ein 
solcher Anspruch setzt aber voraus, dass die 
Verletzung schwerwiegend ist – und das hängt 
von Bedeutung und Tragweite des Eingriffs, 
Anlass und Beweggrund sowie Grad des Ver-
schuldens ab. 

Abgrenzung von Mobbing 
und alltäglichen Konfliktsituationen 

Die Gerichte grenzen Verhaltensweisen Drit-
ter, die von einem Betroffenen als Mobbing 

Mobbing – Angriff auf die Leistungsfähigkeit
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empfunden werden, von Arbeitsplatzkonflik-
ten allgemeiner Art ab. Die arbeitsteilige Wirt-
schaft bringe es typischerweise mit sich, dass 
am Arbeitsplatz Menschen unterschiedlicher 
Persönlichkeitsstruktur einem intensiven so-
zialen Dauerkontakt ausgesetzt sind, deshalb 
sind die Grenzen zwischen Rangeleien unter 
Kollegen und Mobbing fließend, so das LAG 
Köln. Im störungsfreien und wohlwollenden 
Miteinander werden solche Reibungsverluste 
offen kommuniziert und behoben. Der Fo-
kus ist sachorientiert und konstruktiv. Ein 
vorübergehendes schlechtes Betriebsklima, 
eine kurzfristige Verstimmung oder ein kurz 
aufflammender Konflikt sind damit nicht ge-
meint.

Die Grenze zieht die Rechtsprechung anhand 
eines vom Bundesarbeitsgericht entwickelten 
Kriteriums, das auf Zeit und Dauer der Schi-
kane abstellt und auf deren Verwerflichkeit: 
Nur ein systematisches Verhalten des oder 
der Schädiger kann einen Schadensersatzan-
spruch unter dem Gesichtspunkt des Mob-
bing begründen. Voraussetzung ist, dass eine 
bestimmte Person fortgesetzt, bewusst und 
zielgerichtet angefeindet, schikaniert oder 
diskriminiert wird und damit sein allgemei-
nes Persönlichkeitsrecht, die Ehre oder die 
Gesundheit des Betroffenen verletzt werden 
(BAG 16.05.07 - 8 AZR 709/06). Es geht also 
nicht um Einzelfälle, sondern um eine Vielzahl 
einzelner Handlungen, die letztlich zu einer 
Verletzung des Persönlichkeitsrechts oder der 
Gesundheit des betroffenen Arbeitnehmers 
führen. 

Fürsorge- und Schutzpflicht  
des Arbeitgebers 

Zu den arbeitsrechtlichen Pflichten eines Ar-
beitgebers gehört es, seine Beschäftigten vor 
Mobbinghandlungen zu schützen. Im Falle der 
Verletzung hat der Arbeitnehmer Anspruch 
auf Beseitigung der fortwährenden Beein-
trächtigung und auf Unterlassung weiterer 
Verletzungshandlungen (LAG Schleswig-Hol-
stein 17.03.10 - 6 Sa 256/09). Hier ist insbeson-
dere der Ehrenschutz von Bedeutung, der auch 
den Schutz gegen unwahre Behauptungen und 
gegen herabsetzende ehrverletzende Äußerun-
gen und Verhaltensweisen umfasst. Erst daraus 
kann sich ein Anspruch des Betroffenen auf 
Unterlassung der Herabwürdigung und Miss-
achtung durch andere ergeben (LAG Hanno-
ver 09.03.09 - 9 SA 378/08). Aber: Nicht jede 
unberechtigte Kritik, überzogene Abmahnung 
oder gar unwirksame Kündigung stellt gleich-
zeitig auch eine Persönlichkeitsverletzung dar 
und führt zu einer Verletzung der vertragli-
chen Pflicht zur Rücksichtnahme (LAG Berlin-
Brandenburg 18.06.10 - 6 Sa 271/10).

Beschwerderecht nach dem 
Betriebsverfassungsgesetz  

(§§ 84,85 BetrVG) und dem Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz (§ 13 AGG) 

Arbeitnehmer, die von Mobbing betroffen 
sind, haben die Möglichkeit, sich formlos 
beim Arbeitgeber und (falls vorhanden) dem 
Betriebsrat zu beschweren. Die Beschwerde er-

fordert das Vorbringen eines Arbeitnehmers, 
mit dem dieser auf eine Benachteiligung, un-
gerechte Behandlung oder eine sonstige Be-
einträchtigung durch den Arbeitgeber oder 
andere Arbeitnehmer des Betriebs hinweist 
und Abhilfe des belastenden Zustands begehrt. 
Nach dem Gesetzeswortlaut ist erforderlich, 
dass der Arbeitnehmer eine eigene Beeinträch-
tigung rügt, er darf sich nicht zum Fürspre-
cher anderer Belegschaftsmitglieder machen 
(BAG 22.11.05 - 1 ABR 50/04). 

Entsprechen die vom Arbeitnehmer gerügten 
Mobbinghandlungen den Diskriminierungs-
tatbeständen aus § 1 AGG – etwa geschlechts- 
oder herkunftsspezifischen Benachteiligungen 
– oder Belästigungen im Sinne des § 3 Abs. 3 
AGG, steht dem Betroffenen ein Beschwer-
derecht gemäß § 13 AGG zu. Die Beschwerde 
muss hinreichende Tatsachen enthalten, um 
dem Arbeitgeber eine Prüfung zu ermöglichen. 

Strafanzeige 

Eine weitere Möglichkeit für Mobbingopfer 
besteht darin, die Täter strafrechtlich zu belan-
gen. In Betracht kommt eine Strafanzeige bei-
spielsweise wegen Beleidigung, Körperverlet-
zung, sexueller Nötigung oder übler Nachrede. 

Beweislast bei Mobbing 

Das Hauptproblem besteht für Betroffene 
darin, den Nachweis zu führen, dass sie sys-
tematisch gemobbt werden. Dies bedeutet, 
dass Mobbingopfer mindestens einmal wö-
chentlich über einen Zeitraum von einem 
halben Jahr hinweg angegriffen, angefeindet, 
schikaniert oder diskriminiert werden. Zwar 
können sie anhand eines ärztlichen Attests die 
Auswirkungen wie etwa psychische Belastun-
gen nachweisen, die konkreten Ursachen auf-
zuzeigen erweist sich in der Praxis häufig als 
schwierig.

Die Vorlage ärztlicher Bescheinigungen, auch 
wenn diese einen Hinweis darauf enthalten, 
dass die psychische Erkrankung auf der Situ-
ation am Arbeitsplatz oder sogar auf Mobbing 
beruhe, ist für die Darlegung und Beweisfüh-
rung weder im Hinblick auf die behaupteten 
Handlungen noch auf die Kausalität ausrei-
chend, heißt es in einer Entscheidung des 
LAG Schleswig-Holstein. Auch pauschaler 
und wertender Vortrag mit Worten wie „gän-
geln“, „beschimpft“, „verbalen Übergriffen, 
Beleidigungen und massiven Drohungen“ ist 
nicht ausreichend. Die Darlegungen müssen 
sich beispielsweise darauf erstrecken, dass die 
beanstandeten Verhaltensweisen die Gesund-
heitsprobleme ausgelöst haben (LAG Schles-
wig-Holstein 17.03.10 - 6 Sa 256/09). 

Der Arbeitnehmer, der sich auf Mobbing be-
ruft, muss also im Detail angeben, auf welche 
Weise und von wem Mobbing ausgeht. Das 
Schlagwort „Mobbing“ alleine genügt laut ei-
ner anderen Entscheidung des LAG Schleswig-
Holstein nicht. Zwar hatte der Arbeitnehmer 
im Rahmen eines Kündigungsschutzprozesses 
wegen einer krankheitsbedingten Kündigung 
vorgetragen, durch eine gut dreieinhalb Jahre  
andauernde Mobbingsituation sowohl im 

engeren Kollegen- und Vorgesetztenkreis, als 
auch im weiteren Umfeld des Arbeitsbereichs 
in seiner körperlichen und seelischen Gesund-
heit derartig beeinträchtigt zu sein, dass eine 
intensive und lang anhaltende Behandlung er-
forderlich sei. Er hätte aufzeigen müssen, auf 
welche Weise er in den vergangenen Jahren an 
und im Umfeld seines Arbeitsplatzes gemobbt 
worden ist (LAG Schleswig-Holstein 11.03. 08 
- 2 Sa 11/08). 

Eine Beweiserleichterung sieht § 22 AGG vor, 
der zur Anwendung kommt, wenn die Mob-
binghandlung gleichzeitig eine Diskriminie-
rung darstellt. § 22 lautet: Wenn im Streitfall die 
eine Partei Indizien beweist, die eine Benachtei-
ligung wegen eines in § 1 genannten Grundes 
vermuten lassen, trägt die andere Partei die Be-
weislast dafür, dass kein Verstoß gegen die Be-
stimmungen zum Schutz vor Benachteiligung 
vorgelegen hat. Empfehlenswert ist es, ein so 
genanntes Mobbing-Tagebuch zu führen, in de-
nen Anlass, Datum und Uhrzeit und der Täter 
der Mobbinghandlung festgehalten sind. 

Ausschluss- und Verjährungsfristen 

Selbst wenn Gerichte die Mobbingvorwürfe 
als ersatzfähige schädigende Handlung ein-
stufen, können Betroffene leer ausgehen. Sie 
müssen ggfs. arbeits- oder tarifvertragliche 
Ausschlussfristen beachten. Die Ausschluss-
frist und die Verjährungsfrist beginnen we-
gen der systematischen sich aus mehreren 
einzelnen Handlungen zusammensetzenden 
Verletzungshandlung frühestens mit der 
zeitlich letzten Mobbing-Handlung (BAG - 
8 ARZ 709/06).  

Fazit 

Mobbing kann in unterschiedlichsten  
Situationen zum Ausdruck kommen. Für 
die Rechtsprechung relevant und damit für 
Betroffene im Hinblick auf Schadensersatz 
oder Entschädigungsansprüche von Be-
deutung, ist die Regelmäßigkeit der Schi-
kane und deren Verwerflichkeit.

Mobbing-Opfer sollten offensiv mit der 
Situation umgehen und den Arbeitgeber 
mit den Zuständen konfrontieren. Vorge-
setzte, die offen kommunizieren und ihre 
Mitarbeiter in Entscheidungen einbezie-
hen, sind das beste Mittel gegen Mobbing. 
Durch ihr Verhalten und ihre Vorbildfunk-
tion sind sie in der Lage, das Betriebsklima 
und den sozialen Umgang innerhalb des 
Unternehmens zu verbessern und damit 
dem Entstehen von Mobbing vorzubeu-
gen. Die wichtigsten Maßnahmen dabei 
sind die Sensibilisierung aller Beschäftigten 
in Bezug auf Mobbinghandlungen sowie 
die Beseitigung Mobbing begünstigender 
Faktoren, die in betrieblichen Mängeln, 
Engpässen im Arbeitsablauf und schlechter 
Arbeitsorganisation liegen. 

Von Hauptgeschäftsführer i. R. Erwin 
Haubrich bearbeiteter Artikel aus „Newsletter 
arbeitsrecht.de“. Mit freundlicher Genehmi-
gung des Bund-Verlag GmbH, Frankfurt. 
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Am 1. Mai 2014 ist die novellierte Energie-
einsparverordnung in Kraft getreten. Die 
Novellierung bringt eine Reihe wichtiger Än-
derungen, auch im Hinblick auf den Energie-
ausweis.  

Mit Wirkung ab 2016 werden die energeti-
schen Anforderungen an Neubauten deutlich 
angehoben. Der zulässige Wert für die Energie-
effizienz (Jahres-Primärenergiebedarf) wird 
um 25 %  gesenkt. Diese Neubaustandards 
sind ein notwendiger Schritt hin zum Nied-
rigstenergiegebäude. Europarecht bestimmt 
nämlich, dass ab 2021 alle Neubauten als 
Niedrigstenergiegebäude errichtet werden 
müssen (neue Behördengebäude schon ab 
2019). 

Die konkreten Vorgaben an die energetische 
Mindestqualität von Niedrigstenergiegebäu-

den sollen rechtzeitig bis spätestens Ende 2016 
– für Behördengebäude - bzw. Ende 2018 – für 
alle Neubauten - festgelegt werden. 

Die Neuregelungen der EnEV stärken auch 
die Aussagekraft von Energieausweisen. 

Energieausweise, die ab Mai 2014 erstellt wer-
den, müssen neben der Farbskala (dem Band-
tacho) auch Energieeffizenzklassen in Form 
eines Buchstabens von A+ bis H ausweisen 
und haben zudem eine durch den Aussteller 
zu beantragende kostenpflichtige Registrie-
rungsnummer. 

Auch für Immobilienanzeigen gilt künftig 
neues Recht. Die Energieeffizenzklassen müs-
sen zusätzlich zu der Art des Energieausweises 
(Bedarf oder Verbrauch) und dem wesentli-
chen Energieträger für die Heizung künftig 
in Immobilienanzeigen genannt werden. Um 
dem verbesserten Gebäudebestand Rechnung 
zu tragen, liegt der Skalenendwert künftig 
nur noch bei 250 kWh/(m²·a). Gibt es für 
ein Wohngebäude bereits einen noch gülti-
gen Energieausweis, muss die Effizienzklasse 
(Buchstabe) nicht genannt werden, denn es 
gibt keine Pflicht, sich eigens für die Anzeige 
einen neuen Energieausausweis ausstellen zu 
lassen.

Künftig müssen also Verkäufer und Vermieter 
einer Immobilie Pflichtangaben des Energie-
ausweises in kommerziellen Anzeigen veröf-
fentlichen und den Energieausweis bereits bei 
der Besichtigung vorlegen. Nach Vertragsab-
schluss erhält der Käufer oder der neue Mieter 
eine Kopie des Dokuments. 

Wer dies unterlässt, kann mit Bußgeldern von 
15.000 Euro bestraft werden.

Der Energieausweis wird mit dieser Novelle 
also zur verbindlichen energetischen Visiten-
karte jedes Gebäudes. Er weist jedem Gebäude 
künftig eine genaue Energieeffizienzklasse zu. 
Den niedrigsten Energiebedarf stellt die Klas-
se A+  dar, ein sehr hoher Energiebedarf wird 
mit dem Buchstaben H gekennzeichnet. Die 
bisherige Farbskala, die die Effizienz von grün 
bis rot darstellt bleibt ebenfalls erhalten. 

Auch für Altbauten gibt es Änderungen:

Öl- und Gasheizkessel, die vor 1985 eingebaut 
wurden, müssen ab 2015 laut der aktuellen 
Energieeinsparverordnung (bis auf einige 
Ausnahmen) außer Betrieb genommen wer-
den. Spätestens nach 30 Jahren müssen Hei-
zungsanlagen ersetzt werden, die nach dem 

1. Januar 1985 eingebaut wurden.  Allerdings 
gibt es für diese Regelung einige Ausnahmen.

Ein- und Zweifamilienhausbesitzer, die zum 
1. Februar 2002 in ihrem Haus mindestens 
eine Wohnung selbst genutzt haben, sind von 
der Verpflichtung befreit. 

Sollte es zu einem Eigentümerwechsel kom-
men, muss der neue Hausbesitzer die Aus-
tauschpflicht innerhalb von zwei Jahren erfül-
len. Ausgenommen von der Austauschpflicht 
sind Niedertemperatur- und Brennwertkessel. 

Hinsichtlich der Dämmung gilt: Spätestens 
bis Ende 2015 müssen oberste Geschoss-
decken, die nicht die Anforderungen an den 
Mindestwärmeschutz erfüllen, gedämmt sein. 
Hierunter fallen Decken beheizter Räume, die 
direkt an ein nicht beheiztes Dachgeschoss 
angrenzen. 

Es reicht jedoch auch aus, wenn das darüber 
liegende Dach gedämmt ist oder den Anfor-
derungen des Mindestwärmeschutzes ent-
spricht. 

Ausnahmen gelten ebenfalls, wenn die 
Hausbesitzer zum 1. Februar 2002 in ihrem 
Haus mindestens eine Wohnung selbst ge-
nutzt haben.

Das ändert sich mit der EnEV 2014

Thorben Wengert  / pixelio.de
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ner Steuer besitzt. Leistungsempfänger ist im 
Allgemeinen derjenige, der aus dem der Leis-
tung zugrunde liegenden Schuldverhältnis als 
Auftraggeber berechtigt und verpflichtet ist.“ 
Dass der Unternehmer die Pacht alleine vom 
Betriebskonto gezahlt und die Räumlichkeiten 
ausschließlich für Zwecke seines Unterneh-
mens genutzt hatte, ändere nichts daran, dass 
beide gemeinsam mit Leistungsempfänger 
sind. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
des Urteils wurde ein Revisionsverfahren vor 
dem Bundesfinanzhof zugelassen. FG Düssel-
dorf, Urteil vom 13.12.2013, Az.: 1 K 2947/11 U

Nicht abgeführte Lohnsteuer –  
GmbH-Geschäftsführer haftet

Der Geschäftsführer einer GmbH haftet 
nach dem Prinzip der Gesamtverantwortung 
grundsätzlich für nicht an das Finanzamt ab-
geführte Lohnsteuer. Etwas anderes kann nur 
gelten, wenn eine entsprechende schriftlich fi-
xierte Geschäftsverteilung mit einem weiteren 
Geschäftsführer vorliegt

Sachverhalt: Eine GmbH hatte für mehrere 
Monate keine Lohnsteuer abgeführt. Das Fi-
nanzamt ging gegen die zwei Geschäftsführer 
vor, da es gegen die Gesellschaft nicht erfolg-
reich vollstrecken konnte. Einer der beiden 
wehrte sich mit dem Argument, dass nach der 
internen Vereinbarung nur der andere Chef 
für die steuerlichen Aufgaben und somit für 
die Zahlung der Lohnsteuer zuständig gewe-
sen sei. Er selbst sei seiner Überwachungs-
pflicht nachgekommen, indem er sich in regel-
mäßigen Abständen über die Abführung der 
Steuern informiert habe. 

Dies ließ das Finanzgericht (FG) nicht gel-
ten. Der Geschäftsführer hafte nun mal als 
gesetzlicher Vertreter und könne sich nicht 
auf die interne Aufgabenverteilung berufen, 
so die Richter. Es gelte das Prinzip der Ge-
samtverantwortung eines gesetzlichen Vertre-
ters. Dieses Prinzip verlange zumindest eine 
gewisse Überwachung der Geschäftsführung 
im Ganzen. 

Durch eine entsprechende Aufgabenteilung 
könne zwar die Verantwortung eines Ge-
schäftsführers begrenzt werden. Dies erforde-
re allerdings eine vorherige, eindeutige – und 
deshalb schriftliche – Klarstellung, wer für 
welchen Bereich zuständig sei. Anderenfalls 
bestünde die Gefahr, dass im Haftungsfall je-
der auf die Verantwortlichkeit des anderen 
verweise. Allerdings müsse auch der nicht mit 
den Steuern betraute Chef bei einer schrift-
lichen Aufgabenteilung einschreiten, wenn 
die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft dies 
erforderte, beispielsweise in finanziellen Kri-
sen. Außerdem müsse er dafür sorgen, dass 
er rechtzeitig davon erfahre, so das Gericht. 
Im vorliegenden Fall fehle es bereits an einer 
schriftlichen Aufgabenteilung zwischen den 
Geschäftsführern, sodass  schon deshalb die 
geltend gemachte Geschäftsverteilung haf-
tungsrechtlich ohne Bedeutung sei. Da der 
Kläger wusste, dass sich die Gesellschaft in 

Verzugszinssätze, Stand 01.01.14 

Zinsberechnung nach § 16 Nr. 5 VOB/B

Fassung 2012:
• alle Verbrauchergruppen 5% über
   Spitzenrefinanzierungsfacilität

ab Datum  SRF Satz  Verzugszinsen
05.07.12  1,5%  6,5%

Zinsberechnung nach § 16 Nr. 5 VOB/B 
Fassung 2012, bzw. §§ 247, 288 BGB für:
• (Privat-)Verbraucher  5% über Basiszins
• Unternehmen  8% über Basiszins

ab Datum  Basiszinssatz Verzugszinsen
01.01.14  -0,63 %  4,62 % Verbr. 
  7,62 % Untern.

Der Basiszinssatz kann sich am 01.01. 
und 01.07. eines Jahres ändern!

Nehmen Sie Bankkredite in Anspruch, kann 
gegen Vorlage einer Bankbestätigung auch 
ein höherer Verzugszins berechnet werden.

   
Link auf den Zinsrechner:

www.basiszinssatz.info

Dienstwagen-Vereinbarung unter Eheleuten 

Wenn ein Ehegatte im Betrieb seines Partners 
mitarbeitet, darf er auch einen Dienstwagen 
bekommen und diesen für private Fahrten 
nutzen, so die Bestätigung des Bundesfinanz-
hof (BFH) laut einem aktuellen Beschluss. 
Voraussetzung ist allerdings, dass die Verein-
barungen zwischen den Eheleuten „fremdüb-
lich“ sind. Insbesondere wenn es sich um 
„hochwertige“ Fahrzeuge handelt, betrachtet 
dies die Finanzverwaltung sehr genau.

Darf ein Mitarbeiter seinen Dienstwagen auch 
privat nutzen, hat er hierdurch einen geldwer-
ten Vorteil, den er versteuern muss. Dennoch 
kann es sich lohnen, dem mitarbeitenden 
Ehepartner einen Dienstwagen zu überlassen. 
Dies ist grundsätzlich zulässig, so der Bun-
desfinanzhof. Aber die Vereinbarung hierüber 
muss derjenigen entsprechen, die auch mit 
einem anderen Arbeitnehmer üblicherweise 
getroffen würde. Hieran jedoch scheitern die 
Vereinbarungen oft.

Im entschiedenen Fall beschäftigte ein Han-
delsvertreter seine Ehefrau als Mini-Jobber. 
Die Ehefrau erhielt als Entgelt zunächst 100 
Euro bzw. später 150 Euro pro Monat sowie 
die Möglichkeit, ein Dienstfahrzeug zu nutzen. 
Mit der sogenannten 1%-Regelung wurde die 
private Nutzung des Dienstwagens abgerech-
net. Das Finanzamt lehnte die steuerliche Be-
rücksichtigung des Ehegatten-Arbeitsverhält-
nisses ab. 

Zu Recht, so die Entscheidung des BFH, denn 
es fehlte in diesem Fall an der Fremdüblich-
keit: Die einfache Bürotätigkeit, die geringe 
Höhe der Vergütung und die im Gegensatz 
dazu stehende uneingeschränkte Möglich-
keit, ein hochwertiges Auto zu nutzen, beur-
teilte das Gericht nicht mehr als unter Frem-
den üblich. BFH, Beschluss vom 21. 01. 2014, 
Az.: X B 181/13

Gewerblicher Mietvertrag -  
wer sollte unterschreiben?

Handwerker, die Gewerberäume anmieten, 
sollten genau überlegen, wer den Mietvertrag 
mit unterschreibt. Wenn der zweite Unter-
zeichnende kein Unternehmer ist – z.B. die 
Ehefrau des Handwerkers – streicht das Fi-
nanzamt einen Teil der Vorsteuer. 

Diese Erfahrung machte im entschiedenen 
Fall der Chef einer KFZ-Werkstatt während 
einer Umsatzsteuersonderprüfung. Der Prüfer 
vertrat die Auffassung, dass der Vorsteuerab-
zug aufgrund der Rechnungen über die An-
pachtung der Werkstatt des Klägers nur zu 50 % 
zu gewähren sei, weil der Pachtvertrag und die 
Rechnungen die Ehefrau auch als Leistungs-
empfängerin auswiesen.

Der Pächter klagte dagegen. Das Finanzge-
richt (FG) Düsseldorf entschied jedoch ge-
gen ihn, mit der Begründung: „Der Vorsteu-
erabzug steht dem Unternehmer zu, der als 
Leistungsempfänger eine auf seinen Namen 
lautende Rechnung mit gesondert ausgewiese-

einer finanziellen Krise befand, habe der Klä-
ger ungeachtet dessen schon eine gesteigerte 
Überwachungspflicht gehabt. Insofern wäre 
daher selbst bei einer schriftlichen Aufgaben-
teilung die Gesamtverantwortung des Klägers 
wieder aufgelebt. Der Kläger könne sich auch 
nicht damit entschuldigen, dass eine Steuerbe-
raterin eingebunden gewesen sei und dass er 
sich regelmäßig darüber informiert habe, dass 
die Steuerpflichten der Gesellschaft erfüllt 
würden. Seine Schuld liege darin, dass er nicht 
darauf bestanden habe, die Löhne nur gekürzt 
zu zahlen. Dann hätte nämlich die Lohnsteu-
er ordnungsgemäß abgeführt werden können.  
FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 10.12.2013, 
Az.: 3 K 1632/12 

Privatgutachten - Kosten

Kosten eines Privatgutachtens, das zur Aufklä-
rung der Verantwortlichkeit für Mängel einer 
Kaufsache erstellt worden ist, sind erstattungs-
fähig. Ein solcher verschuldensunabhängiger 
Anspruch ergebe sich aus § 439 Abs. 2 BGB, so 
die Richter. Die Erstattungsfähigkeit von Sach-
verständigenkosten ist in diesem Zusammen-
hang schon in der Vergangenheit mehrfach 
bestätigt worden. BGH, Urteil vom 30.04.2014, 
Az.: VIII ZR 275/13 

Aufklärungspflicht der Bank 
bei Empfehlung offener Immobilienfonds 

Eine Bank, die den Erwerb von Anteilen an 
einem offenen Immobilienfonds empfiehlt, 
muss den Anleger u n g e f r a g t über das 
Bestehen der Möglichkeit einer Aussetzung 
der Anteilsrücknahme durch die Fondsgesell-
schaft aufklären. BGH, Urteil vom 29.04.2014, 
Az.: XI ZR 477/12 und XI ZR 130/13 

Steuern und Finanzen
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Haftungsausschluss: Die in diesem Ma-
gazin abgedruckten Artikel, Formulare 
und Empfehlungen wurden mit größt-
möglicher Sorgfalt und nach bestem Wis-
sen recherchiert und erstellt. Sie erheben 
aber keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Fehler sind nie auszuschließen. Auch wird 
die Verfallzeit von Gesetzen und Verord-
nungen immer kürzer. Es wird deshalb 
keine Gewähr für Aktualität, Richtigkeit, 
Vollständigkeit oder Qualität der in die-
sem Magazin bereitgestellten Informati-
onen übernommen. Für Schäden mate-
rieller oder immaterieller Art, die durch 
die Nutzung oder Nichtnutzung der dar-
gebotenen Informationen bzw. durch die 
Nutzung fehlerhafter und unvollständi-
ger Informationen unmittel bar oder 
mit  telbar verursacht werden, haften der 
Herausgeber und die beteiligten Kreis-
handwerkerschaften nicht, sofern ihnen 
nicht nachweislich vorsätzliches oder grob 
fahrlässiges Verschulden zur Last gelegt 
werden kann.

Arbeitsrecht
Altersgrenze bei Versorgungsverordnung 

muss angemessen sein  

Grundsätzlich können Altersgrenzen in Sys-
temen der betrieblichen Altersversorgung 
festgesetzt werden. Dennoch muss darauf  ge-
achtet werden, dass diese Bestimmungen nicht 
altersdiskriminierend sind, wie das Bundesar-
beitsgericht (BAG) aktuell entschieden hat.

Das BAG hatte folgende Regelung zu bewer-
ten: Die Versorgungsordnung sieht nach Voll-
endung des 65. Lebensjahres die Gewährung 
einer Altersrente vor. Versorgungsberechtigt 
sind Mitarbeiter, die über eine mindestens 
zehnjährige Dienstzeit (Wartezeit) bei der Be-
klagten verfügen und zum Zeitpunkt der Er-
füllung der Wartezeit das 55. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben. Eine solche Bestim-
mung verstößt gegen das Verbot der Diskrimi-
nierung wegen des Alters.

Die im Juni 1945 geborene Klägerin war seit 
dem 1. Januar 1999 bei der Beklagten beschäf-
tigt. Ihr waren Leistungen der betrieblichen 
Altersversorgung nach der Versorgungsord-
nung der Beklagten zugesagt worden.

Die auf Gewährung einer Altersrente nach der 
Versorgungsordnung der Beklagten gerichtete 
Klage hatte vor dem BAG Erfolg. Die Beklagte 
ist verpflichtet, der Klägerin eine betriebliche 
Altersrente zu zahlen. Dem Anspruch steht die 
Bestimmung der Versorgungsordnung, wo-
nach der Arbeitnehmer bei Erfüllung der War-
tezeit das 55. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben darf, nicht entgegen.

Diese Bestimmung ist nach § 7 Abs. 2 AGG 
unwirksam. Sie führt zu einer unmittelbaren 
Benachteiligung wegen des Alters iSv. §§ 1, 3 
Abs. 1 und § 7 AGG, da sie Mitarbeiter, die bei 
Beginn des Arbeitsverhältnisses das 45. Le-
bensjahr vollendet haben, von den Leistungen 
der betrieblichen Altersversorgung nach der 
Versorgungsordnung ausschließt.

Diese Benachteiligung ist nicht nach § 10 Satz 1 
und 2, Satz 3 Nr. 4 AGG gerechtfertigt. Danach 
können zwar grundsätzlich Altersgrenzen in 
Systemen der betrieblichen Altersversorgung 
festgesetzt werden. Die konkrete Altersgren-
ze muss jedoch angemessen sein. Dies ist bei 
einer Bestimmung nicht der Fall, die Arbeit-
nehmer, welche noch mindestens 20 Jahre 
betriebstreu sein können, von Leistungen der 
betrieblichen Altersversorgung ausschließt. 
BAG, Urteil vom 18.03.2014, Az.: 3 AZR 69/12

Kündigung des Arbeitsverhältnisses durch 
den Insolvenzverwalter während der 

Elternzeit 

Wird über das Vermögen des Arbeitgebers das 
Insolvenzverfahren eröffnet, besteht das Ar-
beitsverhältnis zunächst fort. Der Insolvenz-
verwalter kann das Arbeitsverhältnis allerdings 
unter Beachtung der kündigungsschutzrecht-
lichen Bestimmungen kündigen. § 113 S. 2 In-
solvenzordnung (InsO) sieht dafür eine Kün-
digungsfrist von höchstens drei Monaten vor, 
die allen längeren vertraglichen, tariflichen 

oder gesetzlichen Kündigungsfristen vorgeht. 
Als Ausgleich für die insolvenzbedingte vor-
zeitige Beendigung des Arbeitsverhältnisses 
gewährt § 113 S. 3 InsO einen verschuldens-
unabhängigen Schadenersatzanspruch. § 113 
InsO ist eine in sich geschlossene Regelung, 
die dem Arbeitnehmer keinen Anspruch dar-
auf gewährt, dass der Insolvenzverwalter von 
der Höchstfrist des § 113 S. 2 InsO keinen oder 
nur eingeschränkten Gebrauch macht, wenn 
die Beendigung des Arbeitsverhältnisses sozi-
alversicherungsrechtliche Nachteile durch die 
Kündigung nach sich zieht. Im entschiedenen 
Fall war es der Verlust der Möglichkeit, sich 
während der Elternzeit weiterhin beitragsfrei 
in der gesetzlichen Krankenversicherung zu 
versichern (§ 192 SGB V). Das Gesetz sieht 
insoweit allein den Schadenersatzanspruch 
nach § 113 S. 3 InsO vor. BAG, Urteil vom 
27.02.2014, Az.: 6 AZR 301/12 

Betriebsübergang, Recht zum Widerspruch 
kann verwirkt werden

Wird ein Betrieb veräußert, kann ein dort be-
schäftigter Arbeitnehmer auf die Feststellung 
klagen, dass zwischen ihm und dem Betriebs-
erwerber ein Arbeitsverhältnis besteht. Da-
durch kann er aber sein Recht aus § 613a Abs. 
6 BGB verwirken, gegenüber dem früheren 
Arbeitgeber dem Übergang seines Arbeitsver-
hältnisses zu widersprechen.

Der Kläger war seit 1985 in einer Kantine tä-
tig. 1996 wurde der Betrieb von der Beklagten, 
einer Catering-Firma im Rahmen eines Auf-
trags übernommen. Die Beklagte verlor den 
Catering-Auftrag zum 31.12.2010. Sie infor-
mierte den Kläger, dass sein Arbeitsverhältnis 
im Wege eines Betriebsübergangs nach § 613a 
Abs. 1 BGB auf einen anderen Caterer über-
gehen werde. 

Der Betriebserwerber bestritt jedoch einen 
Betriebsübergang, woraufhin ihn der Kläger 
auf Feststellung eines Arbeitsverhältnisses 
verklagte. In diesem Prozess einigte sich der 
Kläger mit dem Betriebserwerber darauf, ein 
Betriebsübergang habe niemals stattgefunden, 
ein Arbeitsverhältnis zwischen ihnen habe nie 
bestanden. Der Betriebserwerber verpflichtete 
sich zur Zahlung von 45.000,00 Euro an den 
Kläger. 

Anschließend erklärte der Kläger gegenüber 
der Beklagten den Widerspruch gegen den 
Übergang des Arbeitsverhältnisses nach § 
613a Abs. 6 BGB. Er verlangt nunmehr von der 
Beklagten als Betriebsveräußerin die Feststel-
lung eines Arbeitsverhältnisses und Annah-
meverzugslohn. Zuletzt hatte das Hessische 
Landesarbeitsgericht (Urteil vom 04.07.2012 
- 6 Sa 83/12) die Klage abgewiesen.

Die Revision des Klägers blieb vor dem Achten 
Senat des Bundesarbeitsgericht (BAG) ohne 
Erfolg. Das Gericht befand, der Kläger habe 
»durch die Art und Weise der Prozessführung 
und Prozessbeendigung« sein Recht zum Wi-
derspruch gegen den Übergang seines Arbeits-
verhältnisses verwirkt. 

Die Verwirkung wird nach Auffassung des Se-
nats dadurch begründet, dass der Arbeitneh-
mer zunächst das Bestehen seines Arbeitsver-
hältnisses mit dem Betriebserwerber geltend 
macht und dann über diesen Streitgegenstand 
eine vergleichsweise Regelung trifft. 

Das gelte jedenfalls dann, wenn ein Betriebs-
übergang tatsächlich stattfand und das Ar-
beitsverhältnis des Arbeitnehmers auf den 
zunächst verklagten Betriebserwerber überge-
gangen ist. 

Nach einer vergleichsweisen Einigung mit dem 
Betriebserwerber, durch welche der Bestand 
des Arbeitsverhältnisses geregelt wird, geht der 
Widerspruch des Arbeitnehmers gegen den 
Übergang seines »bereinigten« Arbeitsverhält-
nisses mit dem früheren Arbeitgeber ins Leere. 
BAG, Urteil vom 17.10.2013, Az.:  8 AZR 974/12

EuGH: Arbeitnehmerfreizügigkeit -  
Berufserfahrung von Wanderarbeitern 

muss voll angerechnet werden 

Mitarbeitern aus dem EU-Ausland muss 
ihre frühere Berufserfahrung bei ande-
ren Arbeitgebern bei der Festsetzung des 
Arbeitsentgelts im aktuellen Betrieb voll 
angerechnet werden. Eine lediglich teil-
weise Anrechnung ist europarechtswid-
rig, entschied der Europäische Gerichtshof. 
EuGH, Urteil vom 05.12.2013, Az.: C-514/12

Unbezahlter Sonderurlaub mindert 
gesetzlichen Urlaubsanspruch nicht 

Vereinbaren Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
die Gewährung eines unbezahlten Sonderur-
laubs, bleibt der gesetzliche Urlaubsanspruch 
unberührt. Eine Kürzung des gesetzlichen 
Urlaubsanspruchs darf in einem solchen Fall 
nicht erfolgen.  BAG, Urteil vom 06.05.2014, 
Az.: 9 AZR 678/12 
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Das Handwerk ist auf gut ausgebildete Fach- und 
Führungskräfte angewiesen. So ist es - auch an-
gesichts rückläufiger Schülerzahlen - eine vor-
rangige Aufgabe, Angebote gezielter Berufsori-
entierung zur Vorbereitung auf das Arbeitsleben 
bereitzustellen. Schüler sollen frühzeitig die Viel-
falt handwerklicher Berufe möglichst authentisch 
und praxisorientiert erfahren. 

Eigene Interessen und Vorstellungen können 
so überprüft, Neigungen und Talente geweckt 
werden. Die Jugendlichen erhöhen durch früh-
zeitige Kontakte zur Arbeitswelt ihre Chancen, 
beginnend mit einer qualifizierten Ausbildung 
über Fort- und Weiterbildung bis hin zur Karri-
ere in leitenden Positionen oder der Selbststän-
digkeit.  Die Handwerkskammer bietet Lehrern 
und Schülern vielfältige Hilfestellungen, indem 
sie neben Informationsveranstaltungen, Pro-
jekten und Aktivitäten auch Kontakte zwischen 
Schulen und Betrieben vermittelt. Jährlich be-
legen 400 Schüler über das BMBF-Programm 
„Berufsorientierung in überbetrieblichen und 
vergleichbaren Berufsbildungsstätten“ in zwei-
wöchigen Praktika verschiedene handwerkliche 
Berufsbereiche in den Werkstätten der Hand-
werkskammer, in denen sie Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten ausprobieren und praxisnah erproben.

Die betriebliche Wirklichkeit vermittelt sich ihnen 
aber erst über authentische Erfahrungen in den 
Produktions- und Dienstleistungsstätten der Un-
ternehmen selbst. Schule und Betriebe müssen in 
Kontakt miteinander treten, wenn es darum geht, 
Praktika oder Betriebserkundungen umzusetzen. 
Diese Prozesse sind allerdings oft aufwändig: Die 
Wahl des richtigen Betriebes, Abstimmungen zu 
Inhalten, Anforderungen und Zeitaufwand unter 
den Beteiligten oder gegenseitige Erwartungen 
sind oft nicht untereinander abgestimmt.

Schulpartnerschaften

Über die Vermittlung von Schulpartnerschaften 
werden Schulen und Betriebe miteinander ver-
netzt und können über praxisorientiertes Ler-
nen gegenseitige Erfahrungswerte umsetzen und 
ihre jeweiligen Konzepte zur Berufsorientierung 
optimieren.

Vorteile für die Schulen

•  Feste Kontakte zu Betrieben mit persönli-
chen Ansprechpartnern und Betreuern .

•  Unterstützung bei der Berufswahlvorberei-
tung durch konkrete Praxisangebote und 
berufliche Informationen.

•  Mitwirkung der Betriebe bei Berufswahl-
maßnahmen, Bewerbertraining und bei El-
ternabenden.

•  Verbesserung der Übergänge von der Schule 
in die Ausbildung.

•  Öffentlichkeitswirksame Präsentationen 
ihrer Erfolge zusammen mit den Partnerbe-
trieben.

Vorteile für die Betriebe

•  Direkte Kontakte zu Schulen und deren Be-
werbern.

•  Bewerberauswahl wird vereinfacht.

•  Nachwuchswerbung bei Schülern, Lehrern 
oder Eltern.

•  Schüler-Praktikanten werden über die Part-
nerschule intensiver unterstützt.

•  Besseres Kennenlernen der beruflichen In-
teressen, Kenntnisse und Fertigkeiten der 
Praktikanten.

•  Sicherung von Fachkräften über passgenaue 
Lehrstellenvermittlung.

Netzwerkpartner

Die Handwerkskammer Koblenz koordiniert 
die Partnerschaften im gesamten Kammerbe-

zirk, wobei die Ausbildungsberatung Schulen 
und Betriebe in den einzelnen Regionen ak-
quiriert.

Innungen und Kreishandwerkerschaften set-
zen sich dabei in ihren lokalen Bereichen ein, 
ausbildende Betriebe mit regional ansässi-
gen Schulen zusammenzuführen. Auch un-
terstützen und begleiten sie Berufsorientie-
rungsprozesse der jeweiligen Partner durch 
Schulhospitationen, Angebote von Betriebs-
besichtigungen, Informationsveranstaltungen 
und schulische Berufswahlangebote wie Be-
werbertraining, berufliche Inhalte und Anfor-
derungen.

Kleinere Unternehmen müssen nicht außen 
vor bleiben. Eine Schule kann mehrere Klein- 
und Kleinstbetriebe in einer Partnerschaft zu-
sammenfassen. 

Vorteile ergeben sich hierbei in einem brei-
teren Spektrum unter schiedlicher Gewerke, 
innerhalb dessen sich den Schülern auch die 
Möglichkeit von Wechseln ergeben.

Schulpartnerschafts-Vereinbarungen

Zwischen jeder Schule und jedem Betrieb wird 
eine Partnerschaftsvereinbarung abgeschlossen, 
in dem die Partner ihre gemeinsamen Aktivitä-
ten sowie die Laufzeit festhalten. Zudem erhal-
ten Betrieb und Schule eine Partnerschaftsur-
kunde zur Besiegelung der Kooperation.

Interessierte Betriebe können sich bei der 
Kreishandwerkerschaft RWW unter der  
Telefonnummer 02631-946413, bei Herrn 
Fred Kutscher melden. 

Er wird dann die Kontakte zwischen den zu-
ständigen Ausbildungsberatern der Hand-
werkskammer und dem Betrieb herstellen.

Bei Fragen zur praktischen Umsetzung steht 
Ihnen auch gerne der Vors. Kreishandwerks-
meister der Kreishanderwerschaft RWW, Kurt 
Krautscheid, zur Verfügung, der bereits er-
folgreich die Schulpartnerschaft mit der orts-
ansässigen Schule durchführt. Telefon 02683-
939193

Schulpartnerschaften
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Zur diesjährigen Versammlung der Innung 
der elektrotechnischen Handwerke des Kreises 
Neuwied lud der Vorstand ins Restaurant Wald-
terrasse nach Rengsdorf ein. Obermeister Wolf-
gang Hoffmann begrüßte die Mitglieder und 
versprach bereits zu Beginn einen informativen 
Nachmittag im Kreise der Kollegen.

In seinem Geschäftsbericht ging der Obermeis-
ter auf den Themenschwerpunkt Ausbildung 
ein. „In ganz Europa genießt unser handwerk-
liches Ausbildungssystem mit Lehre, Gesellen-
zeit und Meisterprüfung hohes Ansehen. Das 
Handwerk und seine Organisationsstrukturen 
sind beispielgebend. Dies gilt es gegen Dere-
gulierungsforderungen der EU-Kommision zu 

schützen. Das Handwerk hat ein gutes Image. 
Wir stehen nach einer aktuellen Umfrage auf 
Platz 5 der 18 meistgeschätzten Berufe“, so 
Hoffmann. Es ist daher überaus wichtig, dass 
wir in Zukunft unser Handwerk noch besser in 
der Öffentlichkeit darstellen. Nur ein attraktiver 
Ausbildungsberuf hat in Zukunft die Chance, 
noch Nachwuchs zu gewinnen. Wir alle wis-
sen, ohne Lehrlinge haben wir bald auch keine 
Fachkräfte mehr. Wir müssen also die Ausbil-
dung und das Wirken in unserem Beruf für die 
jungen Leute erstrebenswert machen“, so Hoff-
mann weiter. „Nur wenn uns das gelingt, wenn 
wir Jugendliche für unseren Beruf begeistern, 
werden wir die personellen Herausforderungen 
bestehen. Gerade in unserer ländlich geprägten 
Region ist das Handwerk der sicherste und zu-
verlässigste Partner der Kommunen. Dies sollte 
man auch bei bürokratischen Hürden bis hin 
zur Auftragsvergabe berücksichtigen“. Bernd 
Nonninger, Gebietsverkaufsleiter Region West 
der Firma OBO Bettermann GmbH & Co. KG, 
Menden referierte zu den Themenbereichen 
„Grundlagen Brandschutz“, „Zwischendecken-
montage in Flucht- und Rettungswegen“ sowie 
„Funktionserhaltsysteme“. Im Anschluss daran 
stand er für weitere Fragen der Versammlungs-
teiler zur Verfügung. 

Seitens des Fachverbandes FEHR, Wiesbaden, 
informierte Stefan Petri die Versammlungsteil-
nehmer über die neue Initiative „E-GO“ und 
den seitens des Verbandes erstellten „Leitfaden 

Elektro-Innung des Kreises Neuwied unter neuer Führung
Energieeffizienz“.  Als weiteren Punkt stand die 
Wahl eines Obermeisters auf der Tagesordnung. 
Obermeister Hoffmann bedankte sich beim 
Vorstand und allen Mitgliedern für die gute und 
konstruktive Zusammenarbeit in den vergan-
genen Jahren. Aufgrund der Doppelbelastung 
– Obermeister der Innung sowie Vorsitzender 
des Gesellenprüfungsausschusses – wolle er je-
doch das Amt des Obermeisters zur Verfügung 
stellen.

Vorgeschlagen und einstimmig gewählt wur-
de der bisherige stellvertretende Obermeister 
Georg Selig, Elektroinstallateurmeister aus 
Neuwied, der seine Wahl annahm. Hoffmann 
gratulierte dem neuen „Chef“ der Innung und 
wünschte ihm viel Erfolg und Schaffenskraft bei 
seiner neuen Aufgabe.  Durch die Wahl des bis-
herigen stellvertretenden Obermeisters Georg 
Selig zum Obermeister musste auch ein neuer 
Stellvertreter gewählt werden. Für dieses Amt 
wurde vorgeschlagen und ebenfalls einstimmig 
gewählt Michael Weiß, Elektroinstallateurmeis-
ter aus Neuwied.

Der Gewählte nahm das Amt an und bedank-
te sich für das entgegengebrachte Vertrauen. 
Einstimmig beschlossen die Versammlungs-
teilnehmer die Jahresrechnung sowie den 
Haushaltsplan. Obermeister Selig dankte den 
Innungsbetrieben für ihre Teilnahme und lud 
im Anschluss an die Versammlung zu einem ge-
meinsamen Imbiss ein. 

„Die heutige Innungsversammlung der Tisch-
ler-Innung des Kreises Neuwied ist geprägt 
von einer interessanten Tagesordnung“, mit 
diesen Worten begrüßte Obermeister Norbert 
Dinter die zahlreich erschienenen Mitglie-
der im Berufsbildungswerk Heinrich-Haus in 
Heimbach-Weis. Und er sollte Recht behalten. 
Doch zuvor ging Dinter in einem ausführ-
lichen Geschäftsbericht auf die Belange im 
Tischlerhandwerk ein. „Die wirtschaftliche 
Lage unserer Betriebe war im vergangenen Jahr 
auf einem guten Niveau. In diesem Jahr wird 
mit einem Wachstum um 2 Prozent gerechnet. 
Problematisch erachte ich jedoch die zukünfti-
ge Situation auf dem Ausbildungsmarkt. 

Momentan haben wir einen leichten Rück-
gang an Auszubildenden, gemessen an den 
Vorjahreszahlen. Diese werden sich jedoch in 
den nächsten Jahren für alle spürbar verrin-
gern“, so Dinter weiter.

Kurt Wölwer, Leiter Ausbildung des Berufsbil-
dungswerks Heimbach-Weis, referierte zum 
Thema „Verzahnte Ausbildung mit Berufsbil-
dungswerken (VAmB)“. In einem Vortrag zum 
Thema „Arbeitssicherheit“ präsentierte Jochen 
Weyer von der Berufsgenossenschaft Holz und 
Metall wichtige Bereiche des Arbeitsschutzes. 
So erläuterte er Neuregelungen der Gefähr-

Tischler-Innung Neuwied  
begrüßte zahlreiche Mitglieder zur Innungsversammlung

dungsbeurteilung nach der alternativen Re-
gelbetreuung (Unternehmermodell) und die 
Notwendigkeit der Mitarbeiterunterweisung. 
Auch zum Thema „Ersthelfer im Handwerks-
betrieb“ stand Weyer den Versammlungsteil-
nehmern Rede und Antwort. 

„Stressbewältigung am Arbeitsplatz“, so hieß 
die Überschrift des Vortrags von Pamela Mau-
rer, Gesundheitsberaterin der IKK Südwest. 
Laut Umfrage großer Krankenkassen leiden 
derzeit 30 bis 35% der Bevölkerung unter 
stressbedingten psychischen Belastungen. 
60% klagen über depressive Stimmung, Schlaf-
störungen, Nervosität und Unruhe, während 

70% zumindest zeitweise unter Verspannun-
gen, Rückenschmerzen und/oder Abgeschla-
genheit leiden. Welche Möglichkeiten Chefs 
und Mitarbeiter haben, diesen Beschwerden 
entgegenzuwirken und welche Auswirkungen 
der Stress auf die Belegschaft haben kann, wur-
de in diesem Vortrag erläutert.

Haushaltsplan und Jahresrechnung wurden 
einstimmig beschlossen und Vorstand sowie 
Geschäftsführung Entlastung erteilt. Nach der 
Beratung und Beschlussfassung weiterer Be-
rufsstandsfragen konnte Obermeister Dinter 
die Versammlung mit dem Dank an alle Kol-
legen/innen schließen.
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Direkt drei interessante Fachvorträge standen 
auf der Agenda der diesjährigen Innungsver-
sammlung der Tischler-Innung Westerwald-
kreis, die im Hotel Deynique in Westerburg 
stattfand. Hierzu konnte Obermeister Siegfried 
Schmidt zahlreiche Mitglieder der Innung be-
grüßen und willkommen heißen.  „Die Betriebe 
des Tischlerhandwerks tragen mit innovativen 
Lösungen zur Erhöhung der Energieeffizienz 
bei. Sie bringen die energetische Gebäudesa-
nierung voran. Das Tischlerhandwerk sieht hier 
Investitionen beispielsweise bei neuen Fenstern 
und Türen sowie im energetischen Innenaus-
bau“, so der Obermeister in seinem Geschäfts-
bericht. Schmidt weiter: „Unsere Betriebe bera-
ten ihre Kunden über Energieeinsparungen und 
Maßnahmen, die hierfür erforderlich sind. Und 
das alles auf Basis einer hohen Fachkompetenz“.

Von der Firma Remmers aus Löningen referier-
te Peter Scholz zum Thema „Farben und Lacke 
im Innenbereich“. Scholz stellte das Unterneh-

men und dessen Produkte vor. Weiterhin ging 
er auf die „Decopaint-Richtlinie in Deutsch-
land“ ein. Hintergrund ist die vom Deutschen 
Lackinstitut, Frankfurt / Main, herausgegebene 
Chemikalien-Verordnung zur Begrenzung der 
Emission flüchtiger organischer Verbindungen 
(VOC) durch Beschränkung des Inverkehrbrin-
gens lösehaltiger Farben und Lacke.

Auch Michael Daum, Direktor der Nassauischen 
Sparkasse, Geschäftsstelle Montabaur, folg-
te der Einladung und stand den Teilnehmern 
Rede und Antwort zu Fragen aus den Bereichen  
SEPA-Umstellung, Investition und aktuelle so-
wie mittelfristige Zinssituation bei der Kredit-
vergabe an KMU. In seiner Funktion als Lan-
desinnungsmeister referierte Siegfried Schmidt 
über Aktuelles und Neuerungen im Hause des 
Fachverbandes Leben Raum Gestaltung Rhein-
land-Pfalz, Koblenz. In seinem Vortrag ging 
Schmidt auf die Themenbereiche „Neuwahl 
des Verbandsvorstandes und der Ausschüsse“, 

Tischler-Innung Westerwaldkreis führt Innungsversammlung durch
„Erhalt des Verbandsstandortes Koblenz“ sowie 
„Arbeitssicherheit – Umstellung der Arbeits-
medizinischen Vorsorgeuntersuchungen durch 
die BG“ ein. Es kam zu einer interessanten und 
lebhaften Diskussion innerhalb der Versamm-
lungsteilnehmer. Als weiterer Punkt stand die 
Wahl eines stellvertretenden Obermeisters auf 
der Tagesordnung. Obermeister Schmidt dankte 
dem bisherigen Stellvertreter Alexander Dupp 
– der aus privaten Gründen das Amt zur Verfü-
gung gestellt hatte - für seine Tätigkeit innerhalb 
des Vorstandes. Vorgeschlagen und einstimmig 
gewählt wurde Michael Baumann, Tischlermeis-
ter aus Brandscheid, der seine Wahl annahm. 
Schmidt gratulierte seinem neuen Stellvertreter 
und wünschte ihm viel Erfolg und Schaffens-
kraft bei seiner neuen Aufgabe.

Nach der Durchführung weiterer Regularien 
und dem Dank an alle Kollegen schloss Ober-
meister Schmidt die Innungsversammlung der 
Tischler-Innung.

Dunkler Rauch stieg beim Anfeuern aus dem 
Schornstein des mobilen Backofens, den die 
Mitglieder der Bäcker-Innung Rhein-Wester-
wald vor dem historischen Rathaus von Mon-
tabaur aufgebaut hatten. Sie nahmen den Tag 
des deutschen Brotes zum Anlass, die Besucher 
der Kreisstadt mit den verschiedensten Brot-
köstlichkeiten zu verwöhnen. Zahlreiche Men-
schen nutzten die Gelegenheit, sich von der 
Qualität des heimischen Bäckerhandwerks zu 
überzeugen. Nach erfolgter Kostprobe konnte 
sich jeder kostenlos das Brot mit nach Hause 
nehmen. Viele dankten es den Bäckermeistern 
mit einer Spende, die dem Haus der Jugend in 
Montabaur zu Gute kommen soll.

„Ich denke, mit dieser Aktion konnten wir 
viele Menschen von der Qualität und Vielfalt 
unseres Bäckerhandwerks überzeugen“, so 
Hubert Quirmbach, Obermeister der Innung, 
am Ende eines erfolgreichen Tages. 

Bäcker-Innung Rhein-Westerwald feierte Tag des deutschen Brotes
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Erleichterungen bei der Anzeige-  
und Erlaubnispflicht

Seit dem Inkrafttreten des neuen Abfallgeset-
zes am 1. Juni 2012 war die Aufregung groß: 
Abfalltransporte sollten zukünftig angezeigt, 
bei Sonderabfällen sogar genehmigt werden. 
Handwerker hatten bisher noch eine Über-
gangsfrist bis zum 1. Juni 2014.

Jetzt kann zum Teil Entwarnung gegeben wer-
den. In der neuen Anzeige- und Erlaubnisver-
ordnung – AbfAEV sind Abfalltransporte „im 
Rahmen wirtschaftlicher Unternehmen“ von 
der Erlaubnispflicht ausgenommen. Im Rah-
men „wirtschaftlicher Unternehmen“ bedeu-
tet, dass der Hauptunternehmenszweck nicht 
der Abfalltransport ist. Eine Anzeigepflicht 
besteht nur noch, wenn mehr als 2 Tonnen 
gefährliche Abfälle oder mehr als 20 Tonnen 
nicht gefährlicher Abfälle pro Jahr transpor-
tiert werden. Handwerksbetriebe aus der Bau- 
und Ausbaubranche, die ihre eigenen Abfälle 
zur Deponie oder dem eigenen Betriebshof 
fahren, sollten also genau prüfen, ob sie die-
se Mengengrenzen einhalten. Wer sich nicht 
sicher ist, sollte die Anzeige vorsichtshalber 
vornehmen, da auch bei nicht rechtzeitiger 
Anmeldung bereits Bußgelder drohen. Zu-

ständige Behörde für die Anzeige ist in Rhein-
land-Pfalz die Sonderabfall-Management- 
Gesellschaft (SAM) in Mainz. Die Anzeige ist 
kostenpflichtig und zu erneuern, wenn sich  
z.B. der Betriebsstandort ändert. Formulare 
und Ausfüllhilfen finden sich unter http://
www.sam-rlp.de/anzeigeerlaubnis/formulare-
und-merkblaetter.html bei „Anzeige nach  
§ 53 KrWG“. Neben dem ausgefüllten Form-
blatt ist eine Kopie der Gewerbeanmeldung 
oder eines Handelsregisterauszuges an die 
SAM zu übersenden. Die Bestätigung der An-
zeige ist im Fahrzeug für eventuelle Kontrollen 
mitzuführen.

Die Anzeige kann auch elektronisch erfolgen. 
Gegenüber der Papierform ist die elektroni-
sche Anzeige in Rheinland-Pfalz kostengüns-
tiger, wobei der aufwandsbasierte Gebüh-
renrahmen bei 50 € bis 150 € liegt. Wer den 
Link www.eAEV-Formulare.de anklickt, kann 
die elektronische Anmeldung am PC vorneh-
men. Nach erfolgreichem Versand der Anzeige  
müssen Sie sich diese als PDF-Datei herunter-
laden und  abspeichern. Solange Sie noch kei-
ne Bestätigung von der Behörde haben, führen 
Sie einen Ausdruck des Antrags mit dem Ver-
merk, dass noch keine Bestätigung seitens der 

Die Regelungen für digitale Fahrtenschreiber 
sind ein einziger Vorschriften-Dschungel und 
werden immer umfangreicher. Welche Neure-
gelungen das Europäische Parlament verab-
schiedet hat und was das Handwerk zukünftig 
beachten muss, erfahren Sie hier.

Seitens des Europäischen Parlamentes wurden 
die überarbeiteten Regeln für digitale Tacho-
graphen angenommen. Zukünftig müssen 
Handwerker, wenn sie einen LKW mit einem 
zulässiges Gesamtgewicht von bis zu 7,5 Ton-
nen besitzen und Werkzeug, Material, Maschi-
nen und Ausrüstungen in einem Umkreis von 
100 Kilometern ab Firmensitz zur Baustelle 
transportieren, keine Fahrtenschreiber ein-
bauen. Doch VORSICHT: Diese Regelung tritt 
erst ab März 2015 in Kraft. Betriebe müssen 
sich daher noch einige Monate gedulden, bis 

sie von dieser Neuregelung Gebrauch machen 
können. Die bisherige Lösung, wonach in ei-
nem Radius von 50 Kilometern für Fahrzeuge 
zwischen 3,5 und 7,5 Tonnen kein digitaler 
Tachograph einzusetzen ist, entfällt. Aus Sicht 
des Handwerks ein klares „Eins zu Null“ für 
die Neuregelung und die Ausweitung der Kilo-
meterpauschale. Leider nicht auf ganzer Linie. 
Einer zuvor vom Handwerk geforderten Er-
weiterung auf 150 Kilometer Radius um das 
Betriebsgelände wurde leider nicht entspro-
chen. 

Auch Ausnahmeregelungen für einzelne Fahr-
ten werden – wie vom Handwerk gefordert – 
nicht berücksichtigt. So kann es im schlimms-
ten Fall sein, dass der Handwerker für lediglich 
eine Fahrt im Jahr (über den vorgeschriebenen 
Kilometer-Radius hinaus) einen digitalen 

Fahrtenschreiber nebst Unterneh-
merkarte, Software und Down-
load-Key benötigt, um Daten aus 
dem Tachographen herauszuladen. 
Die Mitarbeiter benötigen darüber 
hinaus Fahrerkarten.

Es kommt noch mehr: Die Kon-
trolleure verlangen bei Fahrten 
über den 50 Kilometer-Radius  
hinaus (zukünftig ab März 2015 
100 Kilometer) eine Bescheinigung 
der vergangenen 28 Tage, soweit sie 
nicht auf der Fahrerkarte gespei-
chert sind. Der Unternehmer muss 
darauf die Tage dokumentieren, an 
denen der Fahrer anderen Tätigkei-

Behörde vorliegt, in Ihren Fahrzeugen mit. Nur 
so können Sie bei Kontrollen nachweisen, dass 
die Anzeige gemacht wurde. Ihre Bestätigung 
erhalten Sie allerdings nicht als fertiges Doku-
ment, sondern als Link, unter dem Sie sich in-
nerhalb von 4 Wochen das Dokument selbst he-
runterladen müssen. Später wird der Link nicht 
mehr aktiv sein. Diese Bestätigung muss dann 
gegen die Kopie des Antrags in den Fahrzeugen 
ausgetauscht werden.

Achtung bei gewerblichem Transport!

Sollte ein Handwerksbetrieb Abfälle gewerb-
lich transportieren, so muss er neben einer 
Anzeige für die nicht gefährlichen Abfälle auch 
eine Erlaubnis für den Transport der gefähr-
lichen Abfälle bei der SAM einholen. Es wer-
den Anforderungen an die Zuverlässigkeit und 
Fachkunde des Betriebsinhabers oder -leiters 
und die Sachkunde des übrigen Personals ge-
stellt. Als gewerblich gilt z. B., wenn für ande-
re Unternehmen deren Abfälle gegen Entgelt 
regelmäßig transportiert werden.

Weitere Informationen erhalten Sie bei der 
HwK-Koblenz, Zentrum für Umwelt und Ar-
beitssicherheit,  Tel. 0261/ 398-656, Fax -992, 
zua@hwk-koblenz.de, www.hwk-koblenz.de

Abfalltransporte – Ausnahmen für das Handwerk

Fahrtenschreiber – was gibt es diesmal wieder Neues
ten, etwa der Lenkung eines nichtnachweis-
pflichtigen Fahrzeuges oder der Arbeit in der 
Werkstatt, nachgegangen ist – entweder durch 
die vorhandenen gespeicherten Daten auf der 
Fahrerkarte oder (wenn nicht durchgängig 
ein nachweispflichtiges Fahrzeug gelenkt wur-
de) durch die Bescheinigung für berücksich-
tigungsfreie Tage. Der Nachweis dieser Tage 
muss maschinenschriftlich erbracht und vom 
Fahrer und Unternehmer vor der Fahrt un-
terschrieben werden. Innerhalb Deutschlands 
gibt es dazu kein offiziell vorgeschriebenes 
Formular. 

Die berücksichtigungsfreien Tage kann man 
in Deutschland alternativ vor der Fahrt in den 
Tachographen eingeben. Dies bringt jedoch 
im Alltag keine große Erleichterung. Die Ein-
haltung der korrekten Lenk- und Ruhezeiten 
spielt im Handwerk keine große Rolle, da die 
eigentlichen Fahrzeiten im Verhältnis zur Ar-
beitszeit auf der Baustelle relativ gering sind. 
Dennoch sind die Betriebe dazu gezwungen, 
die Dauer der Fahrt und entsprechende Ru-
hepausen aufzuzeichnen, was mit erheblichem 
Aufwand und Kosten verbunden ist. Entspre-
chende Formulare hat der Handwerker vor 
aufzeichnungspflichtiger Fahrt mitzuführen, 
eine handschriftliche Dokumentation ist nicht 
erlaubt. Bußgelder spielen auch eine große 
Rolle. Wer absichtlich oder aus Unwissenheit 
gegen die Regelung verstößt – was gar nicht so 
selten ist – kann mit einer Geldbuße von ca. 
600 bis 1.000 Euro rechnen. Ob es im Ergebnis 
immer noch „Eins zu Null“ für das Handwerk 
steht, soll ein Jeder selbst beurteilen.
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Versorgungswerk Rhein-Westerwald e.V. informiert:

Informationen erhalten Sie von

Versorgungswerk Rhein-Westerwald e.V. 
Langendorfer Straße 91 · 56564 Neuwied 
Telefon 0 26 31/94 64-0

Signal Iduna Gruppe · Filialdirektion Koblenz 
Löhrstraße 78-80 · 56068 Koblenz 
Telefon 02 61/139 01 21

– Anzeige –

Der Verlust der eigenen Arbeitskraft durch 
Krankheit oder Unfall zählt zu den existen-
ziellsten Risiken. Daher raten auch unabhängi-
ge Experten dringend, hier privat vorzusorgen. 

Eine Versicherung gegen Berufs- und Erwerbs-
unfähigkeit ist eine der wohl wichtigsten Poli-
cen überhaupt. Doch steht eine entsprechende 
Versicherung nicht jedem zur Verfügung. Be-
rufliche Gründe, gesundheitliche Einschrän-
kungen oder schlichtweg wirtschaftliche 
Aspekte hindern so manchen daran, einen 
ausreichenden Versicherungsschutz aufzubau-
en. Betriebsinhaber müssen nachweisen, dass 
sie ihren Betrieb nicht zumutbar umorgani-
sieren können, um so weiterhin eine sinnvol-
le Tätigkeit auszuüben. Erst wenn dies nicht 
möglich ist, erkennt die Versicherung eine Be-
rufsunfähigkeit an. Die SIGNAL IDUNA bie-
tet mit VitaLife eine echte Hilfe in Form einer 
monatlichen Rente, wenn nach schweren Un-
fällen oder Krankheiten die körperliche Leis-
tungsfähigkeit eingeschränkt ist. VitaLife greift 
auch bei Krebserkrankungen und der irrever-
siblen Beeinträchtigung lebenswichtiger Or-
gane, etwa des Gehirns nach einem Schlagan-
fall oder des Herzens nach einem Infarkt. Der 

dauerhafte Verlust 
von Grundfähigkei-
ten – Sehen, Hören, 
Sprechen, Orientie-
rungssinn – ist eben-
so wie der Eintritt 
einer Pflegebedürf-
tigkeit versichert. 
Ausschlaggebend für 
die Zahlung ist allein 
die Schwere der kör-
perlichen Einschrän-
kung, unabhängig 
von einer eventuel-
len Berufs- oder Er-
werbsunfähigkeit. 

Der Versicherte kann 
auch wählen, ob er 
die Leistung bis zum Beginn der Altersrente, 
zum 67. Lebensjahr oder lebenslang erhalten 
möchte. Mit der Ausbaugarantie besteht die 
Möglichkeit, die Höhe der vereinbarten Mo-
natsrente einmalig um maximal 500 Euro zu 
erhöhen. 

Weitere Informationen erhalten Sie in der  
SIGNAL IDUNA-Filialdirektion Koblenz. 

Kontakt:
Löhrstraße 78-80, 
56068 Koblenz; 
Tel.: 0261/139010

Neue Versicherungslösungen
Existenzsicherung nach Krankheit und Unfall

gationsgeräten sieht die Tarif-Variante Exklu-
siv eine Neuwertentschädigung für fest ein-
gebaute „Navis“ vor. Wird beispielsweise das 
Navi innerhalb von 12 Monaten ab Anschaf-
fung gestohlen, organisiert SIGNAL IDUNA 
dem Kunden ein Ersatzgerät und bezahlt den 
Einbau.

Die Tarif-Varianten Optimal und Exklusiv 
bieten den Schadenfreiheits-Bonus in der 
Teilkasko-Versicherung mit Selbstbeteili-
gung: Versicherte, die in einem Kalenderjahr 
ohne Teilkaskoschaden geblieben sind, erhal-
ten eine Gutschrift in Höhe von 50 Euro zur 
Verrechnung auf ihre Selbstbeteiligung. Die 
maximale Gutschrift beträgt 150 Euro. Ereig-
net sich dann ein Teilkaskoschaden, der über 
der vereinbarten Selbstbeteilung liegt, kommt 
der SF-Bonus zum Tragen. So kann sich die 
Selbstbeteiligung im Schadensfall sogar bis 
auf Null reduzieren. 

Möchte ein junger Fahrer sein eigenes Auto 
versichern, geht das häufig nur zu einem ho-
hen Beitrag. 

Doch auch hier bietet der Tarif eine Besonder-
heit: Unter bestimmten Voraussetzungen kann 
der junge Fahrer bereits zu einem sehr günsti-
gen Beitragssatz eine eigene Autoversicherung 
abschließen.

Fairness-Ranking 2014 bei „Focus-Money“

SIGNAL IDUNA zum dritten Mal fairster Kfz-Versicherer
(Juni 2014) Im aktuellen Fairness-Ranking 
der Wirtschaftszeitschrift Focus-Money er-
hielt die SIGNAL IDUNA Gruppe, Dort-
mund/Hamburg, auch in diesem Jahr die 
Auszeichnung „Fairster Kfz-Versicherer“. Na-
hezu 3.000 Fahrzeugbesitzer hatten ihren Ver-
sicherer in sechs Kategorien bewertet.

Für die Versicherten galt es, insgesamt 23 
Fairness- und Leistungsmerkmale zu beurtei-
len, die in sechs Kategorien zusammengefasst 
wurden.

Neben dem Preis-Leistungs-Verhältnis wer-
teten die Versicherten über Kundenservice, 
-beratung und -kommunikation sowie Scha-
densregulierung und das Produktangebot. 
In vier Kategorien und damit auch in der 
Gesamtnote erhielt die SIGNAL IDUNA die 
Note „Sehr gut“.

Als besonderes Highlight des dreistufigen 
SIGNAL IDUNA-Tarifs ist nach wie vor der 
Öko-Bonus für Fahrzeuge mit geringem CO

2
-

Ausstoß enthalten. 

Für alle Fahrzeuge mit fest eingebauten Navi-

Wer hoch hinaus will, muss sich auf seine Versicherung verlassen können. 
VitaLife sichert die eigene Arbeitskraft gegen die Folgen von Krankheit und 
Unfall ab. Foto: SIGNAL IDUNA
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Das Leben steckt voller Überraschungen.
Gut, wenn man darauf vorbereitet ist.

Ein Unfall oder eine schwere Krankheit können Ihr Leben schnell aus dem Gleichgewicht bringen. Und wenn dadurch die Gesundheit

oder die körperliche Leistungsfähigkeit dauerhaft eingeschränkt sind, kommt es auf echte Hilfe an: Mit der monatlichen Rente von

VitaLife müssen Sie sich um die finanzielle Seite keine Gedanken machen. So sind Sie auf jeden Fall gut abgesichert.

Filialdirektion Koblenz
Löhrstraße 78-80, 56068 Koblenz
Telefon (0261) 1 39 01-23, Fax (0261) 1 39 01-55
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„Für Pessimismus ist kein Platz, die 
Auftragsbücher unserer Mitglieds-
betriebe der Zimmerer-Innung 
RWW waren und sind gut gefüllt“, 
so Obermeister Volker Höhn zu 
Beginn seines Jahresrückblickes an-
lässlich der diesjährigen Innungs-
versammlung. Zahlreiche Betriebe 
waren der Einladung zur Versamm-
lung gefolgt, standen doch informa-
tive Themen auf der Tagesordnung.  
Zusammengekommen war man im 
Golfclub Dreifelden um dort, nach 
ausführlicher Tagung, im Rahmen 
eines Schnupperkurses Einblick in 
den Golfsport zu erhalten.

Bevor die Regularien abgehandelt 
wurden, blickte Obermeister Höhn 
auf das vergangene Jahr zurück.  
„Die deutsche Holzbaubranche 
erreichte eine geschätzte Umsatz-
steigerung von 2% und für das 
Jahr 2014 wird mit nochmals dem 
gleichen Wachstum gerechnet. Der 
Aufschwung im Wohnungsbau beschert dem 
Bauen mit Holz eine kontinuierlich steigende 
Holzbauquote“, so der Obermeister.

Höhn sieht in der Steigerung der Energiepreise 
und der angestrebten Reduzierung der Treib-
hausgase eine immer größer werdende Chance 
für das Bauen mit dem nachwachsenden Roh-
stoff Holz. Das Kohlendioxid hat mit rund 
50% den größten Anteil an Treibhausgasen.  
1 Kubikmeter Holz entlastet die Atmosphäre 
um 1 Tonne CO

2
. Wald entzieht der Atmosphä-

re Kohlendioxid, durch den Vorgang der Pho-
tosynthese. Im Baum wird das Treibhausgas 
Kohlendioxid (CO

2
) chemisch umgewandelt. 

Der Kohlenstoff (C) wird in Form von Zucker 
im Holz gespeichert, welches die Lebensgrund-
lage des Baumes ist.

Der Sauerstoff (O
2
) geht als Lebensgrundlage 

für den Menschen in die Atmosphäre. Dieser 
wird dadurch das Treibhausgas CO

2
 entzogen. 

Nutzt man das Holz für Produkte (Häuser, 
Brücken, Möbel usw.), bleibt der Effekt der 
CO

2
-Reduzierung erhalten. Dadurch, dass 

man Holz nutzt und dafür weniger andere 
Materialien benötigt, die bei ihrer Entstehung 
wiederum CO

2
 erzeugen (Zement, Stahl usw.), 

reduziert man die CO
2
-Entstehung zusätzlich. 

Holzverwendung ist also aktiver Klimaschutz, 
in mehrfacher Hinsicht, so die Argumentation 
des Obermeisters.

„Holz ist zwar einer der ältesten Baustoffe, aber 
durch seine Flexibilität und Vielfältigkeit ein 
Baustoff mit großer Zukunft. Außerdem ist 
Holz der genialste Baustoff der Welt und wir 
Zimmerer dürfen stolz darauf sein, mit diesem 
genialen Rohstoff der Natur wirken zu können! 
Bauen mit Holz hat nicht nur Zukunft – Holz 
ist Zukunft“, so die enthusiastische Aussage des 
Zimmerermeisters.

Mit dem Dank an seine Vorstandskollegen/in 
für die konstruktive und harmonische Zusam-
menarbeit sowie den besten Wünschen für die 

anwesenden Versammlungsteilnehmer schloss 
Höhn seinen Jahresrückblick. Nachdem die 
Jahresrechnung 2012 sowie der Haushaltsplan 
2014 verabschiedet waren, stellte Obermeis-
ter Höhn den Versammlungsteilnehmern die 
Internetseite von Holzbau Deutschland vor. 
Zentrales Thema hierbei war die Präventions-
kampagne:

„ABSICHERN STATT ABSTÜRZEN“  
- DIE KAMPAGNE FÜR MEHR  

SICHERHEIT IM HOLZBAU

„Das Ziel dieser Kampagne ist es“, so Höhn, 
„Arbeitsunfälle weitgehend zu vermeiden, zu-
mindest aber deutlich zu reduzieren“.  Unfälle 
führten zu immer höheren Kosten und seien 
damit ein betriebswirtschaftliches Risiko für 
jeden Betrieb. 

In diesem Zusammenhang gab der Obermeis-
ter zu bedenken, dass die Bau-Berufsgenossen-
schaft für das Jahr 2015 eine Beitragserhöhung 
von ca. 40% plane. Prävention sollte daher ein 
wichtiges Thema jedes Unternehmens sein. 

Zur Unterstützung der Mitgliedsbetriebe pla-
ne daher die Innung eine Schulung nach dem 
Modell der Innung Reutlingen unter der Be-
zeichnung „Sicherheit mit einem Griff“. Höhn 
richtete den eindringlichen Appell an alle 
Kollegenbetriebe, das Thema Arbeitssicher-
heit ernst zu nehmen und die entsprechenden 
Vorkehrungen zu treffen bzw. sich zu der ge-
planten Schulung anzumelden. Es seien bereits 
Fälle mit  privatrechtlichen Regressansprüchen 
der BG bekannt, die im Einzelfall zur Insolvenz 
geführt hätten.

Dieses Thema sorgte ebenso wie der an-
schließende Vortrag von Notar Dr. jur.  
Stephan Braun zur „Unternehmensnachfolge 
– Erbschaftsrecht und Steuerrecht in kleinen 
und mittelständischen Unternehmen (KMU)“ 
für regen Diskussionsbedarf bei den Versamm-

lungsteilnehmern. Lehrlingswart und stellver-
tretender Vorsitzender  des Landesinnungs-
verbandes Holger Kappler informierte die 
Versammlungsteilnehmer zum Thema Ausbil-
dung im Zimmererhandwerk. Kappler berich-
tete, dass insbesondere die Verbesserung der 
überbetrieblichen Ausbildung im Zimmerer- 
handwerk auf der Agenda des Vorstandes 
stünde. 

Man habe dahingehend bereits Gespräche mit 
der Handwerkskammer Koblenz geführt und 
plane eine Anpassung des Ausbildungsrah-
menplanes an die aktuellen Gegebenheiten der 
Ausbildung im Zimmererhandwerk.  

Nachdem alle Tagesordnungspunkte abgehan-
delt waren, wurde die Versammlung bei einem  
gemeinsamen Golfschnupperkurs und einem 
sich daran anschließenden Abendessen aus-
klingen gelassen. 

Gute Auftragslage im Zimmererhandwerk hält an
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■ 7,5 t Gesamtgewicht

■ ML 80 E 18 K / 80 E 22 K

■ 180 PS / 220 PS
Euro 5Turbo-Motor EEV

AltenkirchenerAutozentrale
Kölner Str. 62-64· 57610Altenkirchen
Tel.: 02681–95800· Fax: 02681–1329

www.autozentrale-sturm.de

KIPPER-AKTION 2014
DIE LETZTEN EURO 5MEHR NUTZLASTGERINGERE KOSTEN

- Anzeige -

Wer glaubt, dass Anti-Aging-Creme und Knig-
ge auf einer Innungsversammlung fehl am 
Platz sind, der konnte sich auf der diesjähri-
gen Innungsversammlung der Altenkirchener 
Tischler-Innung eines Besseren belehren las-
sen. Zur Versammlung konnte Obermeister 
Wolfgang Becker zahlreiche Mitglieder nebst 
Partner im Hotel Hammermühle in Wahl-
rod begrüßen. Schwerpunktmäßig ging der 
Obermeister in seinem Geschäftsbericht auf 
die duale Ausbildung und europapolitische 
Aspekte ein. „In ganz Europa genießt unser 
handwerkliches Ausbildungssystem mit Lehre,  

Gesellenzeit und Meisterprüfung hohes Ansehen. Das Handwerk und 
seine Organisationsstrukturen sind beispielgebend“. Becker weiter: „Das 
gilt es gegen alle negativen Angriffe zu schützen. Das Handwerk hat ein 
gutes Image“. Anschließend stellte Obermeister Becker gemeinsam mit 
Rolf Hellwig, Werbeagentur Smoothday, Möglichkeiten der Außendar-
stellung der Innung vor. Das Thema Gemeinschaftswerbung war ebenso 
Bestandteil des Vortrags wie die Präsentation der Tischler-Innung auf 
der eigenen Internetseite. Auch wurde erörtert, wie man diese noch 
kunden- und zielorientierter gestalten könne. Seitens der Berufsbil-
denden Schule Wissen stellten die Fachlehrer Jürgen Diedershagen und 
Dirk Hoch den Versammlungsteilnehmern die Berufsschule Wissen 
und den Schulgang „Berufsfachschule – Fachrichtung Holzwirtschaft“ 
vor. Im ersten Jahr der Berufsfachschule erlernen Jugendliche wichtige 
Grundzüge aus dem Bereich der Holzwirtschaft. Diedershagen machte 
deutlich, dass diese Jugendlichen potentielle Bewerber für eine Ausbil-
dung im Tischlerhandwerk seien. Während der Versammlung hatten die 
Partnerinnen der Innungsmitglieder die Gelegenheit – im Rahmen eines 
Damenprogrammes – wichtige und nützliche Tipps zum Thema „Creme, 
Duft, Anti-Aging, Pflege und Kosmetik“ zu erhalten. Interessiert hörten 
die Teilnehmerinnen dem Vortrag von Dr. Sabrina Groß-Gericke und Si-
mone Groß von der Adler-Apotheke Wissen zu. Auch das Thema Knigge 
stand auf der Tagesordnung der diesjährigen Versammlung. Ob im Beruf 
oder privat – gute Manieren und Umgangsformen sind im alltäglichen 
Miteinander unabdingbar. Was ist erlaubt und was sollte man tunlichst 
unterlassen?

Mit großem Interesse verfolgten die Teilnehmer dem Vortrag von  
Angelika Theis, Theis Kommunikation, Wissen. Bei einem gemeinsa-
men Abendessen (3-Gänge Menü) in geselliger Runde wurden die Um-
gangsformen bei Tisch und Handhabung verschiedener Speisen, Stil und  
Etikette, erlernt. Mit dem Dank an alle Kollegen beendete Obermeister 
Becker einen informativen und interessanten Versammlungstag.

Fachvorträge – Knigge – Anti-Aging
Tischler-Innung des Kreises Altenkirchen

 führt abwechslungsreiche Innungsversammlung durch

Dass Wirrwarr um die Verjährungsfristen
In der täglichen (Bau-) Praxis stellt sich immer wieder die Frage, 
wann Mängelansprüche (Gewährleistungsansprüche des Käufers 
bzw. Auftraggebers gegenüber dem Verkäufer/Lieferanten bzw. Auf-
tragnehmer) verjähren. Hiervon zu unterscheiden ist die Frage, wann 
Kauf- bzw. Werklohnansprüche verjähren. Hier gilt grundsätzlich die 
einheitliche Regelung, dass die Verjährungsfrist 3 Jahre beträgt, ab 
dem Ende des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist. Bei der Fra-
ge, wann aber Mängelansprüche verjähren, gilt es zu differenzieren. 
Liegt ein Kaufvertrag vor oder ein Werkvertrag? Werden Baumateri-
alien Gegenstand des Kaufvertrags, oder sonstige bewegliche Sachen? 
Wurde BGB-Werkvertragsrecht vereinbart, oder wurde die VOB/B zu-
grunde gelegt. Die nachfolgende Tabelle soll Ihnen einen Überblick 
über die regelmäßigen Verjährungsfristen von Mängelansprüchen ge-
ben, differenzierend nach den unterschiedlichen Vertragstypen.
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*) in Kurzform: Weist der Kunde ein sinnvoll erscheinendes Wartungsangebot zurück, verkürzt sich die Frist auf 2 Jahre.

Die Voraussetzungen für das Anerkenntnis einer Individualisierung – in indirekter Abgrenzung zu AGB – sind dringend zu beachten. Eine Vielzahl von 
Regelungen dieser Art werden vermutlich bei rechtlicher Überprüfung als Individualvereinbarungen nicht anerkannt, sondern als AGB ausgewiesen. Eine 
Individualvereinbarung liegt erst dann vor, wenn für beide Partner die Möglichkeit bestand, die inhaltliche Ausgestaltung unmittelbar zu beeinflussen.

Stand Mai 2014
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Do, 12.06.  22:00 Sao Paulo 

Brasilien –   
Kroatien

Fr, 13.06.  18:00 Natal 

Mexiko –   
Kamerun

Di, 17.06.  21:00 Fortaleza 

Brasilien –   
Mexiko
 
Do, 19.06.  00:00 Manaus 

Kamerun –   
Kroatien 
   
Mo, 23.06.  22:00 Brasilia

Kamerun –   
Brasilien

Mo, 23.06. 22:00 Recife 

Kroatien –   
Mexiko

:

:

:

:

:

:

Gruppe A

Sa, 14.06.  18:00 Belo Horizonte

Kolumbien –   
Griechenland

So, 15.06.   03:00 Recife 

Elfenbeinküste –   
Japan

Do, 19.06.   18:00 Brasilia

Kolumbien –   
Elfenbeinküste
 
Fr, 20.06.  00:00 Natal

Japan –   
Griechenland
    
Di, 24.06.   22:00 Cuiabá

Japan –   
Kolumbien

Di, 24.06.  22:00 Fortaleza 

Griechenland –   
Elfenbeinküste

:

:

:

:

:

:

Gruppe C

Fr, 13.06.  21:00 Salvador

Spanien –   
Niederlande

Sa, 14.06.   00:00 Cuiabá 

Chile –   
Australien

Mi, 18.06.  18:00 Porto Alegre

Australien –   
Niederlande
 
Mi, 18.06.  21:00 Rio de Janeiro

Spanien –   
Chile  
  
Mo, 23.06.  18:00 Curitiba

Australien –   
Spanien

Mo, 23.06. 18:00 Sao Paulo

Niederlande –   
Chile

:

:

:

:

:

:

Gruppe B

Sa, 14.06.  21:00 Fortaleza

Uruguay –   
Costa Rica

So, 15.06.  00:00 Manaus

England –   
Italien

Do, 19.06.  21:00 Sao Paulo 

Uruguay –   
England
 
Fr, 20.06.  18:00 Recife

Italien –   
Costa Rica  
  
Di, 24.06.  18:00 Natal 

Italien –   
Uruguay

Di, 24.06. 18:00 Belo Horizonte

Costa Rica –   
England

:

:

:

:

:

:

Gruppe D

Sa, 28.06.  18:00 Belo Horizonte

Erster Gruppe A

Zweiter Gruppe B

:

Spiel 1
Sa, 28.06.  22:00 Rio de Janeiro

Erster Gruppe C

Zweiter Gruppe D

:

Spiel 2
So, 29.06.  18:00 Fortaleza

Erster Gruppe B

Zweiter Gruppe A

:

Spiel 3
So, 29.06.  22:00 Recife

Erster Gruppe D

Zweiter Gruppe C

:

Spiel 4

Fr, 04.07.    22:00 Fortaleza

Sieger Spiel 1

Sieger Spiel 2

:

Spiel A
Sa, 05.07.  22:00 Salvador

Sieger Spiel 3

Sieger Spiel 4

:

Spiel B

Di, 08.07.  22:00 Belo Horizonte

 Sieger Spiel A                                

:
                              Sieger Spiel C

:

HAlBfinAle 1

f i n A l e
SONNTAG, 13.07.  21:00 Rio de Janeiro

Sieger Halbfinale 1                                          

:
                                        Sieger Halbfinale 2

: S
p

ie
lplA

n
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So, 15.06.  18:00 Brasilia

Schweiz –   
Ecuador

So, 15.06.  21:00 Porto Alegre

Frankreich –   
Honduras

Fr, 20.06.  21:00 Salvador 

Schweiz –   
Frankreich
 
Sa, 21.06.  00:00 Curitiba

Honduras –   
Ecuador 
   
Mi, 25.06.  22:00 Manaus 

Honduras –   
Schweiz

Mi, 25.06. 22:00 Rio de Janeiro

Ecuador –   
Frankreich

:

:

:

:

:

:

Gruppe e

Mo, 16.06. 18:00 Salvador

Deutschland –   
Portugal

Di, 17.06.  00:00 Natal

Ghana –   
USA

Sa, 21.06.  21:00 Fortaleza

Deutschland –   
Ghana
 
Mo, 23.06.   00:00 Manaus 

USA –   
Portugal
   
Do, 26.06. 18:00 Recife 

USA –   
Deutschland

Do, 26.06.  18:00 Brasilia 

Portugal –   
Ghana

:

:

:

:

:

:

Gruppe G

Mo, 16.06.  00:00 Rio de Janeiro

Argentinien –  
Bosnien-Herzeg.  
 
Mo, 16.06.  21:00 Curitiba

Iran –   
Nigeria    
 
Sa, 21.06. 18:00 Belo Horizonte 

Argentinien –    
Iran
 
So 22.06.  00:00 Cuiabá 

Nigeria –   
Bosnien-Herzeg.
  
Mi 25.06. 18:00 Porto Alegre

Nigeria – 
Argentinien

Mi 25.06. 18:00 Salvador 

Bosnien-Herzeg. –   
Iran

:

:

:

:

:

:

Gruppe f

Di, 17.06. 18:00 Belo Horizonte

Belgien –   
Algerien

Mi, 18.06.  00:00 Ciuaba

Russland –   
Südkorea

So, 22.06.  18:00 Rio de Janeiro

Belgien –   
Russland
 
So, 22.06.   21:00 Porto Alegre 

Sükorea –   
Algerien 
   
Do, 26.06.  22:00 Sao Paulo 

Südkorea –   
Belgien

Do, 26.06. 22:00 Curitiba 

Algerien –   
Russland

:

:

:

:

:

:

Gruppe H

Mo, 30.06.  18:00 Brasilia

Erster Gruppe E

Zweiter Gruppe F

:

Spiel 5
Mo, 30.06.  22:00 Porto Alegre

Erster Gruppe G

Zweiter Gruppe H

:

Spiel 6
Di, 01.07.  18:00 Sao Paulo

Erster Gruppe F

Zweiter Gruppe E

:

Spiel 7
Di, 01.07.  22:00 Salvador

Erster Gruppe H

Zweiter Gruppe G

:

Spiel 8

Fr, 04.07.  18:00 Rio de Janeiro

Sieger Spiel 5

Sieger Spiel 6

:

Spiel C
Sa, 05.07.  18:00 Brasilia

Sieger Spiel 7

Sieger Spiel 8

:

Spiel D

Mi, 09.07.  22:00 Sao Paulo

 Sieger Spiel B                                

:
                              Sieger Spiel D

:

HAlBfinAle 2

Sa, 12.07.  22:00 Brasilia

Verlierer Halbfinale 1                                

:
                              Verlierer Halbfinale 2

:

Spiel uM plAtz 3

S
p

ie
lplA

n
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Zahlreiche Vertreter aus Politik und Wirtschaft 
kamen auch in diesem Jahr zum Wirtschafts-
empfang im Kreis Neuwied, der in Windhagen 
bei der Firma Wirtgen GmbH durchgeführt 
wurde. Bevor bei einer Betriebsbesichtigung, 
die noch vor dem eigentlichen Empfang am 
Nachmittag stattfand, die Gäste unter ande-
rem die Produktionsabläufe und die große 
Produktpalette des Maschinenbauers kennen-
lernen durften, stellten die Gesellschafter der 
Wirtgen Group, Stefan Wirtgen und Jürgen 
Wirtgen, ihr Unternehmen und dessen Er-
folgsgeschichte vor. 

Die ausgedehnte Besichtigungstour hinterließ 
bei den Besuchern großen Eindruck. Diese Be-
geisterung spiegelte sich auch bei den Rednern 
des Wirtschaftsempfangs wider, die den Gast-
gebern gegenüber nicht mit Komplimenten 
und anerkennenden Worten geizten.

Nachdem der Vizepräsident der IHK Kob-
lenz, Bruno Reufels, etwas zur Wirtschaftsla-
ge sagte, lautete das Thema des Gastredners, 
Dr. Dietmar Lindenberger vom Energiewirt-
schaftlichen Institut der Uni Köln „Aktuel-
le Herausforderungen der Energiewende“. 

Seine Ausführungen sorgten für reichlich 
Diskussion unter den Teilnehmern des Wirt-
schaftsempfangs. Nach dem Schlusswort von 
Jürgen Mertgen, Vorstandsmitglied der Kreis-

Global Player aus Windhagen 
Gastgeber des Wirtschaftsempfangs 2014

handwerkerschaft Rhein-Westerwald, hatten  
die Gäste noch ausreichend Gelegenheit, in 
lockerer Runde weitere Gespräche zu führen 
und neue Kontakte zu knüpfen. 

... dieses alte Zitat von Matthias Claudius kann 
auch auf die diesjährige Innungsreise der Me-
tallhandwerker-Innung Rhein-Lahn-Wester-
wald angewendet werden, die in den Norden 
Deutschlands nach Papenburg und Hamburg 
ging. Während man am 1. Reisetag noch bei 
eingetrübtem Himmel und kühleren Tempe-
raturen mit dem Bistro Bus der Firma Schuy 
vom Westerwald aus startete, konnten sich die 
Reiseteilnehmer neben dem tollen Programm 
jeden Tag mehr über einen strahlendblauen 

Wenn einer eine Reise tut ...

Himmel und wärmere Temperaturen freuen. 
Als 1. Highlight stand die Besichtigung der 
Meyer Werft in Papenburg auf dem Programm. 
Im Rahmen einer VIP-Führung erhielten die 
Teilnehmer Einblicke in die Geschichte und 
die Produktionsabläufe des Unternehmens. 
Modernster Schiffsbau koordiniert mit einer 
Logistik auf höchstem Niveau hinterließen 
große Eindrücke bei der Reisegruppe. Bei ei-
nem gemeinsamen Abendessen ließ man den 
Tag ausklingen. 

Am 2. Tag ging es bereits zeitig weiter zum 

nächsten Reiseziel, der Freien und Hansestadt 

Hamburg, wo die Teilnehmer die restlichen 

Reisetage verbrachten. Bevor man im Hotel 

„Alte Wache“ die Zimmer bezog, wurde bei 

einer Stadtrundfahrt die imposante Stadt im 

Norden Deutschlands erkundet. Hamburg ist 

als Stadtstaat ein Land der Bundesrepublik 

Deutschland. 

Mit über 1,7 Millionen Einwohnern ist Ham-

burg die zweitgrößte Stadt Deutschlands, acht-

größte der Europäischen Union. 

Auch eine Hafenrundfahrt durfte im Pro-

gramm nicht fehlen. Der Hamburger Hafen ist 

der größte Seehafen Deutschlands und zählt zu 

den zwanzig größten Containerhäfen weltweit. 

Zudem ist Hamburg seit 1982 Sitz des Inter-

nationalen Seegerichtshofs. Im Rahmen einer 

einstündigen Hafenrundfahrt präsentierten 

sich den Reiseteilnehmern „Große Pötte und 

auch Luxusliner“. 

Die Reiseplanung gab den Urlaubern auch aus-

reichend Möglichkeit, auf eigene Faust die Han-

sestadt zu erkunden bzw. die Zeit für den Besuch 

eines Musicals zu nutzen.

Hiervon machten alle Reiseteilnehmer, jeder 

auf seine Art und Weise, hinreichend Gebrauch, 

sodass am Ende der Innungsfahrt alle voll neu-

er Eindrücke die Heimreise in den Westerwald 

antraten. 
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Auf Einladung der Firma compact-Kältetech-
nik zu einer Werksbesichtigung machte die In-
nung für Kälte- und Klimatechnik RLP einen 
Ausflug nach Dresden.

Der erste Tag startete mit einem Innungs-
abend im Sophienkeller in Dresden. Bei gutem 
Speis und Trank konnten sich die Dresdenbe-
sucher auf die dreitägige Veranstaltung her-
vorragend einstimmen. Am Freitag stand die 
Besichtigung der Produktionsstätte der Firma 
compact-Kältetechnik in Dresden auf dem 
Programm. Bei einer Betriebsschulung konn-
ten die Kollegen verschiedenste Problemstel-
lungen und deren Behebung diskutieren. Das 
Alternativprogramm führte die Damen zum 
Besuch in das Schloss Pillnitz von August dem 
Starken, Kurfürst von Sachsen und König von 
Polen. Am Abend war die Innung dann Gast 
der Firma Compact Kältetechnik im „Dresden 
1900“. Hier wurde beim geselligen Abendessen 
der Erfahrungsaustausch weiter fortgeführt. 
Der Samstag begann mit einer Stadtführung. 

Innung für Kälte- und Klimatechnik 
Rheinland-Pfalz zu Besuch in Dresden

„Volles Haus“ konnte Obermeister Marco 
Villmann anlässlich seiner ersten Innungsver-
sammlung als Obermeister der Schornsteinfe-
ger-Innung Montabaur verkünden. 

In seinem Jahresrückblick analysierte Vill-
mann zum einen sein erstes Jahr als Ober-
meister der Innung und zum anderen die Si-
tuation seines Berufsstandes nach dem ersten 
Jahr des Wettbewerbs.

Er vertrat die Auffassung, dass dieses erste 
Wettbewerbsjahr gut verlaufen sei und die 
Kollegialität nicht gelitten habe. „Einem 2008 
tot geglaubten Handwerk geht es sehr gut, 
vielleicht sogar besser denn je“, so der Ober-
meister in seinen Ausführungen. In diesem 
Zusammenhang sprach Villmann auch die 
Ausschreibung der Kehrbezirke im Jahr 2015 
an. Mit dem Dank an seine Vorstandskollegen 
und die Geschäftsführung schloss der Ober-

meister seinen Rückblick.

Neben den Berichten des 
Technischen Innungswarts, 
Rainer Albus sowie des 
Lehrlingswarts, Ferdinand 
Schlickel, richtete auch 
Landesinnungsmeister Mi-
chael Bauer ein Grußwort 
an die Versammlungsteil-
nehmer. Bauer ging eben-
falls auf die Ausschreibung 
der Kehrbezirke 2015 ein 
und informierte außerdem 
über die Ausbildungssi-
tuation im Schornstein-
fegerhandwerk. Mit dem 
Hinweis auf den Bundes-
verbandstag in Berlin und 
den besten Wünschen für 

seine Kollegen beendete der Landesinnungs-
meister seine Ausführungen. Altgeselle Lukas 
Schattner überbrachte die Grüße der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter und bedankte sich für 
die gute Zusammenarbeit. 

Einstimmig wurde Vorstand und Geschäfts-
führung auf Antrag der Kassenprüfer Entlas-
tung für das Haushaltsjahr 2013 erteilt und 
die Jahresrechnung 2013 sowie der Haushalts-
plan 2014 verabschiedet.  Zum Abschluss der 
Versammlung hieß Obermeister Villmann die 
Kollegen Christian Baldus und Jens Mai als 
neue Mitglieder willkommen. Verbunden mit 
den Wünschen auf eine gute Zusammenarbeit 
händigte er den Kollegen eine Mitgliedsur-
kunde der Innung aus. Bei einem gemein-
samen Abendessen blieb noch ausreichend 
Gelegenheit für gute Gespräche im Kreise der 
Kollegen. 

Innungsversammlung gut besucht

Walterfang · Gauls · Ickenroth
Partner

■ Allgemeines Zivilrecht

■ Arbeitsrecht

■ Bank- u. Kapitalmarktrecht

■ Bau- u. Architektenrecht

■ Erbrecht

■ Familienrecht

■ Mietrecht

■ Strafrecht

■ Verkehrsrecht

■ Zwangsvollstreckung

Bahnhofstr. 43
56410 Montabaur

Telefon: 02602 - 950970
Telefax: 02602 - 950979

info@anwalt-montabaur.de
www.rechtsanwalt-montabaur.de

Der Höhepunkt dieses Tages war der Besuch 
der Semperoper. Alle Kolleginnen und Kolle-
gen hatten viel gesehen und erlebt. Der eine 

oder andere wird sicherlich noch einmal nach 
Dresden reisen. Denn Dresden ist immer eine 
Reise wert.

– Anzeige –

innungsmitgliedschaft 
zahlt sich aus!
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– Anzeige –

Zwei Drittel der Mütter und Väter in Deutsch-
land geht es gesundheitlich gut oder sehr gut. 
93 Prozent sind mit ihrem Familienleben zu-
frieden - zu diesem Ergebnis kommt die AOK-
Familienstudie. Einziger Wermutstropfen: El-
tern leiden vermehrt unter Zeitdruck, der sich 
auf die Gesundheit der ganzen Familie auswir-
ken kann. Die aktuelle AOK-Familienstudie 
liefert zum dritten Mal nach 2007 und 2010 
verlässliche Antworten auf die Frage, wie es 
um die Gesundheit und das Wohlbefinden von 
Eltern und Kindern in Deutschland bestellt 
ist. Für die Studie wurden mehr als 1.500 El-
tern mit Kindern zwischen vier und 14 Jahren 
befragt.  Dr. Irmgard Stippler, Vorstandsvor-
sitzende der AOK Rheinland-Pfalz/Saarland: 
„Die Studie zeigt, dass das Wohlbefinden der 
Eltern direkten Einfluss auf die Gesundheit 
der Kinder hat. Sowohl die Gesundheit der El-
tern wie auch ein entspannter Familienalltag 
sind für ein gesundes Aufwachsen der Kinder 
sehr wichtig. Das sollten die Eltern selbst und 
auch die Gesellschaft unbedingt bedenken.“

Daher bietet die AOK Rheinland-Pfalz/Saar-
land speziell Eltern und Kindern ein vielfäl-
tiges Gesundheitsprogramm an. Bei Kursen 
wie beispielsweise „Schmecken soll´s – Kin-
derernährung in der Familie“ spielen das ge-
meinsame, harmonische Ritual und das Zu-
sammenkommen bei Tisch eine große Rolle. 
Informationen zu den Gesundheitskursen 

bieten die AOK-Kundencenter vor Ort oder 
das Internet unter www.aok-gesundheitspro-
gramm.de. Insgesamt fällt das Ergebnis der 
Studie positiv aus. Im Vergleich zu 2010 geht 
es Eltern gesundheitlich besser, so die Gesund-
heitskasse. Zugenommen hat lediglich die 
zeitliche Belastung. Fühlten sich 2010 etwa 41 
Prozent der befragten Eltern gestresst, sind es 
in der aktuellen Studie 46 Prozent. Das kann 
sich auch auf die Gesundheit der Kinder aus-
wirken. Denn die Studie belegt: Das gesund-
heitliche Wohlbefinden von Eltern und Kin-
dern ist eng miteinander verknüpft.

Der Gesundheitszustand der Kinder ist insge-
samt erfreulich: 80 Prozent der befragten Eltern 
sagen, dass es ihrem Nachwuchs gut geht. Die 
Studie zeigt aber auch, dass ein Fünftel der Kin-
der nach Einschätzung ihrer Eltern regelmäßig 
unter Beschwerden wie Einschlafstörungen, 
Kopf- oder Bauchschmerzen oder Gereiztheit 
leiden. Was können Mütter und Väter also tun, 
damit es ihnen und ihren Kindern besser geht? 
Flexible Arbeitsbedingungen wirken sich der 
Studie zufolge häufig positiv auf die Gesund-
heit aus. Eine verlässliche Kinderbetreuung, 
insbesondere durch den Partner sowie Insti-
tutionen, trägt ebenfalls dazu bei, dass Mütter 
und Väter sich gesund und zufrieden fühlen. 
Dies kommt damit auch ihrem Nachwuchs zu-
gute. Entscheidend ist zudem, wie Eltern und 
Kinder die gemeinsame Zeit nutzen. Wichtig 

für die Gesundheit und Zufriedenheit sind ge-
meinsame Gespräche, alltägliche Routinen und 
Rituale wie gemeinsame Mahlzeiten, Vorlesen 
sowie kleine Unternehmungen und viel Bewe-
gung – so die Gesundheitskasse.

Auf Grundlage der Studienergebnisse emp-
fiehlt die AOK Eltern, die vier folgenden 
Punkte im Familienalltag zu berücksichtigen:

-  Achten Sie auf sich und Ihre Gesundheit.

-  Verbringen Sie gemeinsame Zeit 
mit Ihrer Familie.

-  Suchen Sie sich Unterstützung.

-  Nehmen Sie die gesundheitlichen Signale 
Ihres Kindes ernst.

Info: Die AOK-Familienstudie 2014 ist als 
Broschüre erschienen. Sie ist erhältlich in den 
Geschäftsstellen der AOK Rheinland-Pfalz/
Saarland – Die Gesundheitskasse vor Ort oder 
unter www.aok.de/familie.

AOK-Familienstudie 2014:
Gemeinsame Zeit tut Eltern und Kindern gut
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Man kann in den Ferien Pech haben und Plei-
ten erleben, eine Autopanne lässt sich hinge-
gen weitgehend vermeiden. Vorausgesetzt, das 
Fahrzeug wird mit einem Urlaubs-Check in 
der Werkstatt für den Hochleistungssport or-
dentlich vorbereitet. 

Worauf kommt es beim Urlaubs-Check 
in der Werkstatt an? Welche Teile gehören 

unbedingt auf den Prüfstand?

Wir nennen es die „Wolke“: W (Wasser) O 
(Oel) L (Luft) K (Kühlmittel) E (Elektrik). Auf 
den Sichtprüfstand kommen ebenso Bremsen, 
Beleuchtung, Reifen und Stoßdämpfer.

Da hilft vielleicht vorher der Blick 
in den Inspektionsplan?

Richtig. Diese Arbeiten beinhaltet auch die 
planmäßige Inspektion. Wenn die kurz nach 
dem Urlaub sowieso ansteht, macht ein vor-
zeitiger Termin dafür Sinn. Gleiches gilt natür-
lich auch für die fällige Hauptuntersuchung.

Was kann die Werkstatt, was in Eigenregie 
nicht möglich ist?

Die Werkstatt hat einerseits die Fachkompetenz, 
den Zustand des Autos zu prüfen, zu bewerten 
und notwendige Arbeiten auszuführen, ande-
rerseits natürlich das dafür entsprechende tech-
nische Know-how. 

Bremsen, Stoßdämpfer oder Reifen lassen sich 
eben bestens auf der Hebebühne checken, die 
Klimaanlage nur mit entsprechendem Gerät 
prüfen, reinigen und füllen.

Was bleibt für den Autofahrer?

Eine ganze Menge. Er kann die Reifen 
testen: Ist die Seitenwand beschädigt? 
Gibt es ungleichmäßige Abnutzungen? 
Stimmt der Luftdruck? Der Packesel 
verträgt 0,3 bar mehr als üblich. Wie 
ist das Profil? Drei Millimeter sind Mi-
nimum. 

Der kritische Blick gilt außerdem Be-
leuchtung, Karosserie und Wischer-
gummis. Ist soweit alles in Ordnung, 
müssen noch Verbandkasten, Warn-
dreieck und Warnwesten an Bord.

Urlaubs-Check, alles gut?  
War’s das dann für die Tour?

Keinesfalls. Der Urlaubs-Check ist eine Mo-
mentaufnahme, die den Autofahrer nicht da-
von entbindet, unterwegs an der Tankstelle 
den WOLKE-Test vorzunehmen. Zwischen-
zeitlich kann sich im Auto ja beispielsweise ein 
Marder ausgetobt haben.

Werkzeug und Ersatzeile –  
was gehört an Bord?

Werkzeug, das das Auto von Hause aus mit-
führt und Ersatzteile, die der Fahrer in der 
Lage ist  zu verbauen, ohne dass er die Ver-
kehrssicherheit damit gefährdet. Wichtig sind 
Ersatzglühlampen, Abschleppseil, Starterka-
bel, Wagenheber und – ganz entscheidend – 
ein Liter passendes Motoröl.

Ihr persönlicher Rat vor der Fahrt  
in die Ferien?

Nicht alles auf den letzten Drücker prüfen 
und organisieren, um für dringende Repara-
tur- und Wartungsarbeiten noch einen Termin 
in der Werkstatt klarmachen zu können.  Vor 
Reiseantritt sollte auch geklärt werden: Wie 
viele Kilometer fahre ich? 

Welche Verkehrs- und Mitführvorschriften 
gelten im jeweiligen Reiseland? Und wo finde 
ich dort Servicestationen für meine Automar-
ke? Da könnten es zum Beispiel Cadillac-Be-
sitzer in Polen und Tschechien schwer haben.

Rauf auf die Hebebühne, fertig, los! Alles dabei für die Reise?
Wer Europa unter die Räder nimmt, braucht nicht 
nur Führer- und Fahrzeugschein. Unsere Nach-
barn stehen auf Warnweste, Feuerlöscher, Alko-
holmessgerät oder Ersatzglühlampen. Ignoranz 
kann Autofahrer teuer zu stehen kommen. Rei-
senden, die in Belgien beispielsweise nach einem 
Unfall oder einer Panne ohne Warnweste unter-
wegs sind, droht ein Bußgeld bis zu 1.375 Euro.

Mit diesen Utensilien an Bord kommen Sie 
sicher und problemlos ans Ziel.

Auf Deutschlandtour: Verbandkasten und 
Warndreieck gehören hierzulande seit langem 
zur Pflichtausstattung ebenso wie die Warnwes-
te für die Fahrer gewerblich genutzter Fahrzeuge.  
Die reflektierenden Überzieher, so der Beschluss 
der Verkehrsminister der Länder, müssen ab 
01.07.2014 auch die Besitzer von Pkw, Wohn-
mobilen und Lastwagen einpacken. Die Kfz-In-
nungen raten, schon jetzt für jeden Insassen ein 
Exemplar im Notfall parat zu halten.

Auf Europatour: In Europa gelten bei den 
Ausrüstungsvorschriften die Gesetze und Be-
stimmungen des jeweiligen EU-Landes, in 
dem das Fahrzeug zugelassen ist. So müssen 
polnische Autos Feuerlöscher und französi-
sche Fahrzeuge Alkoholtester an Bord haben. 
Deutsche Reisende brauchen sie dagegen nicht 
zwingend. Es sei denn, sie sind mit einem im 
Urlaubsland zugelassenen Mietwagen auf 
Tour. Unabhängig davon gibt es für alle Rei-
sende auch Verhaltensvorschriften. Die Kro-
aten schreiben beispielsweise das Mitführen 
von Ersatzglühlampen vor.

Auf Nummer sicher: Auf der Packliste sollten 
auch die Grüne Versicherungskarte, der Europä-
ische Unfallbericht, Bordwerkzeug, Ersatzreifen 
oder Pannenset, Abschleppseil und Ersatzglüh-
lampen stehen.  Empfehlenswert – egal, ob im 
In- oder Ausland – ist außerdem die Rettungs-
karte (www.rettungskarten.eu), die entweder 
hinter der Sonnenblende oder innen an der 
Frontscheibe deponiert wird. Sie erleichtert im 
Falle eines Unfalles den Rettungskräften die Ber-
gungsarbeiten.  Mit wenigen Blicken ist klar: An 
welchen Stellen muss die Schere an der Karos-
serie zum Aufschneiden angesetzt werden? Wo 
befinden sich Airbags, Tank und Batterien?
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Zur Innungsversammlung der Töpfer- und 
Keramiker-Innung RLP konnte Obermeister 
Roland Giefer auch in diesem Jahr im Res-
taurant Töpfer-Stuben in Höhr-Grenzhausen 
die überwiegende Zahl der Innungsmitglieder 
begrüßen. Ganz besonders hieß er den Vorsit-
zenden des Regiovereins Rhein Mosel, Herrn 
Walter Grambusch willkommen, der ausführ-
lich zum Thema „Das Regionale Zahlungsmit-
tel RegioMark“ referierte.

 „Handwerk hat goldenen Boden!“ mit diesem 
alten Sprichwort eröffnete Obermeister Gie-
fer seinen Jahresrückblick. „Trotzdem musste 
man im vergangenen Jahr erleben, wie auch 
dieses Edelmetall um mehr als ein Viertel an 
Wert verlor. 

Obwohl die konjunkturelle Lage zur Zeit eher 
positiv bewertet wird, kämpfen wir doch stän-
dig mit einem Wertverfall, der durch steigende 
Energiepreise, niedrige Zinsen und drohende 
Inflation belastet wird“, so Giefer in seinen 
Ausführungen.

Er verwies in diesem Zusammenhang auf den 
im Vorfeld angekündigten Vortrag zum The-
ma RegioMark, mit deren Hilfe die Kaufkraft 
in der Region gebunden werden soll.

„Aber“, so der Obermeister, „neben dieser 
Möglichkeit ist es jedoch auch enorm wichtig, 
die Popularität der Keramik wieder zu fördern, 
um mehr Wertschätzung zu erzielen. Dazu 

zählen natürlich weiterhin die zahlreichen 
Töpfermärkte in Deutschland sowie Ausstel-
lungen von internationalem Rang in namhaf-
ten Museen, besonders natürlich auch hier in 
Höhr-Grenzhausen.“

Im weiteren Verlauf seines Rückblickes nann-
te Giefer die Termine der unterschiedlichsten 
Veranstaltungen im Töpfer- und Keramiker-
Handwerk.

„Unsere Innung ist die letzte Bastion des  
Keramikerhandwerks in Rheinland-Pfalz“, so 
Giefer am Ende seines Rückblicks. „Bleiben 
wir also weiter „am Ball“ und nutzen wir die 

Töpfer- und Keramiker-Innung RLP tagte

Perspektiven, die sich uns für eine erfolgreiche 
Zukunft bieten. Und Übrigens, der Goldpreis 
steigt auch wieder allmählich …“!

Nach einstimmiger Verabschiedung der Jah-
resrechnung 2013 und des Haushaltsplanes 
2014 berichtete Walter Grambusch über das 
Zahlungsmittel „RegioMark“ und die prak-
tische Umsetzung bei Kunden und Betrie-
ben. Mit seinen Ausführungen sorgte er für 
rege Diskussion unter den anwesenden Ver-
sammlungsteilnehmern. Nach Beendigung 
der Tagesordnung schloss Obermeister Gie-
fer die Versammlung mit dem Dank an alle 
Kolleg(innen)en für die Teilnahme.
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Zur diesjährigen Innungsversammlung hatte 
die Friseur- und Kosmetik-Innung RWW in die 
Krambergsmühle nach Winkelbach eingeladen.

Während zu Beginn der Versammlung bei ei-
nem gemeinsamen Frühstück genug Zeit war 
für Gespräche untereinander, bot auch die 
anschließende Tagesordnung hinreichend Ge-
legenheit zur Diskussion und dem Informati-
onsaustausch im Kollegenkreis.

In seinem Jahresrückblick ließ Obermeis-
ter Gerd Schanz  das vergangene Jahr Revue 
passieren. Hier ging er insbesondere auf die 
Einführung des allgemeinverbindlichen Min-
destlohnes und die hieraus resultierenden 
Konsequenzen für die Betriebe ein. „Sicher 
kann man im Bezug auf den Mindestlohn un-
terschiedlicher Meinung sein, aber neben der 
Hoffnung, dass durch den Mindestlohn ein 
Ende des ruinösen Preiswettbewerbs eintreten 
wird, ist durch die verbindliche Lohnunter-

Informative Mitgliedertagung 
der Friseur- und Kosmetik-Innung RWW

grenze auch eine Steigerung der Attraktivität 
des Friseurberufs und damit eine Reduktion 
des Fachkräftemangels zu erwarten“, so Schanz. 
Aber auch die Nachwuchsgewinnung, hier 
insbesondere die Aktion „MY BEAUTY CA-
REER“ sowie das neugegründete Mode-Team 
waren Schwerpunkte des Jahresberichtes.

„Um aktiv weiterhin mit dem Mode-Team 
tätig sein zu können“, so der Obermeister, 
„benötige ich die Unterstützung aller In-
nungsmitglieder. Bitte sprechen Sie Ihre 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter hierauf 
an“, so sein Appell an die anwesenden Kol-
leginnen und Kollegen. Mit dem Ausblick 
auf anstehende Veranstaltungen und dem 
Dank an die Vorstandskolleg(innen)en  
sowie die Ausschussmitglieder beendete 
Schanz seinen Jahresrückblick. Nachdem die 
Jahresrechnung 2012 verabschiedet und der 
Haushaltsplan 2014 beschlossen war stand mit 

dem Thema „Lohnoptimierung – mehr Net-
to vom Brutto“ ein sehr interessanter Vortrag 
auf der Tagesordnung. Steuerberater Peter 
Kretz aus Selters informierte die anwesenden 
Versammlungsteilnehmer über die verschie-
denen Möglichkeiten der Nettolohnoptimie-
rung - der Einsparung von Lohnkosten bei 
gleichzeitiger Erhöhung des Netto-Entgeltes. 
Dieser Vortrag fand großes Interesse bei den 
anwesenden Teilnehmern und sorgte für eine 
rege Diskussion.

Im Verlaufe der Versammlung konnte Ober-
meister Schanz noch eine besondere Ehrung 
vornehmen. Er überreichte an den Betrieb Rita 
Wierschem u. Beate Nies aus Bad Hönningen 
die Urkunde der Handwerkskammer Koblenz 
anlässlich des 130-jährigen Betriebsjubiläums.

Die Mitglieder der Steinmetz-Innung Wester-
waldkreis trafen sich zur Innungsversamm-
lung 2014 im Haus Mons Tabor in Montabaur. 
Bevor Obermeister Peter Müller seinen Jahres-
bericht erstattete, dankte er den anwesenden 
Kollegen für die Teilnahme an der Versamm-
lung. In seinem Rückblick ging Müller auf die 
Auftragsverluste im Bereich der Bestattungen 
und den Werteverfall auf den Friedhöfen ein. 
Außerdem stellte er den Versammlungsteil-
nehmern die Innungsdaten der Steinmetz-
Innung vor und berichtete von den verschie-
denen Aktivitäten im vergangenen Jahr.  Mit 
einem positiven Blick in das Jahr 2014 und 
den Appell an die Kollegen, offensiv an die 
Dinge heranzugehen, schloss Müller seinen 
Jahresrückblick. Einstimmig wurde die Jahres-
rechnung 2012 sowie der Haushaltsplan 2014 
verabschiedet. 

Innungskollege Andreas Hommrich berichtete 
im Rahmen eines Fachvortrages zum Thema 
„Küchenarbeitsplatten“ ausführlich über die 
Verarbeitung von Küchenarbeitsplatten und 
die Besonderheiten der verschiedenen Mate-

rialien. Mit seinem Vortrag sorgte er für eine 
rege Diskussion unter den Versammlungsteil-
nehmern. Zum Abschluss der Tagesordnung 
berichtet Obermeister Müller über die neu-
en Lohntarife im Steinmetz-Handwerk und 

Versammlung der Steinmetz-Innung Westerwaldkreis
sprach die Teilnahme der Innung am diesjäh-
rigen Schustermarkt in Montabaur an. Beim 
anschließenden Abendessen bestand ausrei-
chend Gelegenheit zum Meinungsaustausch 
im Kreise der Kollegen.



28 Aus den Innungen

Coole Manpower
Starke Sommer-Farben

www.engelbert-strauss.de
engelbert strauss GmbH & Co KG. | Frankfurter Straße 98-102 | 63599 Biebergemünd | Tel. 0 60 50 - 97 10 12



29Rhein Westerwald

Auf einer Fläche von 55.000 m², davon 32.000 m² Hallenfläche, haben wir zusätzlich zu unseren um-
fangreichen Bereichen Walzstahl, Röhren und Flachprodukte mit über20.000 to Stahl folgendes
Lagerprogramm auf über 2.500 Abmessungen erweitert:

Edelstahl - 1.4301, 1.4305, 1.4104, 1.4571 + 1.4016

Blankstahl - S235JRC+C/SH, S355J2+C/SH, C45+C/SH, 11SMn30+C/SH,
11SMnPb30+C/SH, 16MnCr(S)5+C/SH + 42CrMo(S)4+C/SH

Qualitätsstahl - S355J0/J2, C45, 16MnCrS5 + 42CrMoS4
Aluminium - AlMgSi0,5, Al99,5, AlMg3, AlMg1 + AlCuMgPb

Auftragsannahme bis 16.00 Uhr zur Lieferung am Folgetag im Rahmen unseres
Tourenplans.
Nutzen Sie die Breite und Vielfalt unseres Sortiments!

+

Stahl · Röhren · Bauprodukte

giessen@bieber-marburg.de35394 Gießen Steinberger Weg 60 0641/7944-3660641/7944-0
BIEBER + MARBURG GMBH + CO KG

Aktuelle
Informati

onen

finden Sie im Internet

unter

www.biebe
r-marburg

.de

Die Sonne heizt den Boden. Die Luft flirrt. 
Mit der Bundhose der neuen workwear-
Linie e.s.motion 2020 von engelbert strauss 
bewahren modebewusste Handwerker 
trotzdem einen kühlen Kopf. 

BIEBERGEMÜND. Einmal mehr beweist 
engelbert strauss, dass Hosen für den Be-
rufsalltag eines Handwerkers beides kön-
nen: gut aussehen und absolut funktional 
sein. Die sportlich-ergonomisch geschnit-
tene Bundhose e.s.motion 2020 wartet mit 
vielen nützlichen Taschen auf. Zwei Schub- 
und zwei mit Cordura® verstärkte Gesäß-
taschen, eine verstärkte Zollstocktasche 
und eine vielteilige Schenkeltasche bieten 
ordentlich Stauraum. An die breiten Gür-
telschlaufen mit Klett kann fix eine Worker-
tasche befestigt werden. 

Das absolute Highlight der Hose sind aber 
ihre regulierbaren Belüftungsschlitze an 
den Oberschenkeln hinten. Diese bieten ei-
nen optimalen Temperaturausgleich, wenn 
es richtig heiß wird. Auch farblich hat en-
gelbert strauss sich einiges einfallen lassen. 
Trendsetter können aus sieben starken Far-

ben, die kontrastreich abge-
setzt sind, ihre Lieblingsfarbe 
auswählen. Design-Zipper im 
Werkzeuglook geben der Hose 
einen coolen Touch. 

Die Hose aus bewähr-
tem robustem Material der 
e.s.motion-Linie ist voll auf 
Wohlgefühl abgestimmt: 
Durch die eingearbeitete 
Flexbelt®-Technologie passt 
sich der dehnbare Hosenbund 
perfekt dem Körper an. Auch 
harten Arbeiten auf den Kni-
en steht der Weg bequem of-
fen dank der mit Cordura® 
verstärkten Kniepolstertaschen 
mit Klettverschluss. 

Kombiniert werden kann die 
lässige Hose mit vielen wei-
teren Artikeln der workwear-
Linie. Farblich passende Shirts, 
Shorts und atmungsaktive Ja-
cken runden den Look ab. 

www.engelbert-strauss.de

Frisch durch den Sommer 
Mit der neuen Bundhose von engelbert strauss
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Effizienz am Arbeitsplatz ist heutzutage ein gro-
ßes Thema. Doch wie kann man diese mit ein-
fachsten Mitteln umsetzen? Diese Frage stellt sich 
immer häufiger in allen Unternehmen aller Grö-
ßen. Eine Möglichkeit zur Erleichterung der Ar-
beitsabläufe ist die Installation einer modernen 
Telefonanlage. Moderne TK-Anlagen bieten jede 
Menge Möglichkeiten, ganz nach Ihren Wün-
schen und firmeninternen Bedürfnissen. 

Sie können z. B. Ihre Faxe auf Ihre Mailadresse 
erhalten und somit selbst entscheiden, welche der 
Dokumente für Sie von Interesse sind und ge-
druckt werden sollen. Sie sparen somit bares Geld. 
Des Weiteren kennen Sie sicherlich die Situatio-
nen, dass Sie unterwegs sind und daher eine Um-
leitung auf Ihr Mobilfunkgerät einschalten müs-
sen, um erreichbar zu sein. Dies kann durchaus 
einen enormen Kostenfaktor darstellen. Mit einer 
modernen TK-Anlage kann der Anrufer Ihnen auf 
den AB sprechen. Diese Sprachnachricht erhalten 
Sie kostenfrei als Datei auf Ihre E-Mail-Adresse. 
Sie können jederzeit die Nachricht abrufen und 
den Kunden zurück rufen. Auch vom Arbeits-
platz direkt bietet eine moderne Telefonanlage 
einen hohen Komfort. Das manuelle Wählen am 
Telefon und das eventuelle vertippen entfällt. Sie 
wählen direkt vom PC aus über eine einfache Tas-
tenkombination die angegebene Nummer ohne 

eine einzige Taste auf dem Telefonapparat zu be-
tätigen. Je nach Einstellungen können Sie sogar 
bei eingehenden Anrufen sofort ersehen, wer der 
Anrufer ist. Hierbei wird eine Verbindung mit Ih-
ren Outlook-Kontakten hergestellt.

Eine moderne Telefonanlage ist also entgegen 
weitläufiger Meinungen nicht nur ein Thema für 
große Unternehmen. Sie sind sicherlich im Besitz 
eines DECT-Telefons, eines Voice-over-IP-Adap-
ters oder einer Fritzbox. Auch dies sind bereits 
einfachste Telefonanlagen, da auch hier bereits 
mehrere Geräte angemeldet werden können. Und 
prompt stellen sich genau dieselben Fragen wie 
bei großen Firmen-Telefonsystemen: 

- Wie kann man kostenlos ein internes Gespräch 
führen?

- Wie lässt sich ein Anruf, der bereits vom An-
rufbeantworter angenommen wurde, von jedem 
erreichbaren Telefon doch noch übernehmen?

- Ist es möglich, eine Rufumleitung zu program-
mieren, die es ermöglicht, Kundenanrufe aufs 
Handy umzuleiten?

Bei diesen Fragen stehen wir Ihnen als kompeten-
ter Vertrauenspartner der Kreishandwerkerschaft 
mit unseren Mitarbeitern der Geschäftskunden-
betreuung und unserem hauseigenen Techniker 
gerne zur Seite.

Eine moderne Telefonanlage – auch für Kleinunternehmer?

Am 30. Juni 2013 wurde eine sog. Lohnsteuer-
Nachschau (§ 42g EStG) eingeführt*. 

Dabei handelt es sich um ein besonderes Ver-
fahren zur zeitnahen Aufklärung (lohn-)steuer-
erheblicher Sachverhalte, das neben die Lohn-
steuer-Außenprüfung tritt und den Übergang 
zu dieser ermöglichen soll.  Ausweislich der 
Gesetzesbegründung soll die Lohnsteuer-Nach-
schau dazu dienen, Schwarzarbeit wirksam zu 
bekämpfen und Scheinarbeitsverhältnisse auf-
zudecken. Der Finanzverwaltung ermöglicht 
es, sich einen Eindruck über die räumlichen 
Verhältnisse, das tatsächlich eingesetzte Perso-
nal und den üblichen Geschäftsbetrieb zu ver-
schaffen.  Eine Lohnsteuer-Nachschau findet 
daher während der üblichen Geschäfts- und 
Arbeitszeiten statt. Im Rahmen dieser können 
die mit der Lohnsteuer-Nachschau Beauftrag-
ten ohne vorherige Ankündigung und außer-
halb der Lohnsteuer-Außenprüfung Grund- 
stücke und Räume von Steuerpflichtigen be-
treten, die eine gewerbliche oder berufliche 
Tätigkeit ausüben. Wohnräume dürfen gegen 
den Willen des Inhabers nur zur Verhütung 
dringender Gefahren für die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung betreten werden.  Die Steu-
erpflichtigen sind verpflichtet, auf Verlangen 
Lohn- und Gehaltsunterlagen, Aufzeichnun-
gen, Bücher, Geschäftspapiere und andere Ur-
kunden vorzulegen sowie Auskünfte zu erteilen.

Die Aufforderung diese Unterlagen vorzulegen 
ist ebenso wie das Verlangen zum Betreten von 
nicht öffentlichen Räumen ein Verwaltungsakt 
und kann gem. § 347 AO schriftlich mit dem 

Einspruch angefochten werden. Wenn die bei 
der Lohnsteuer-Nachschau getroffenen Fest-
stellungen Anlass für vertiefende Ermittlun-
gen geben, kann ohne vorherige Prüfungsan-
ordnung zu einer Lohnsteuer-Außenprüfung 
übergegangen werden. Auf den Übergang 
zur Außenprüfung muss der Steuerpflichtige 
schriftlich hingewiesen werden.  Eine Selbstan-
zeige ist gemäß § 371 Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe c 
AO ausgeschlossen, wenn der Finanzbeamte zur 
Lohnsteuer-Nachschau erscheint, da die Lohn-
steuer-Nachschau der Ermittlung zutreffender 
Besteuerungsgrundlagen dient. Jedoch ist die 
Sperrwirkung lediglich auf die der Ermittlung 
zugrundeliegende Steuerart beschränkt, so dass 
z.B. eine Selbstanzeige im Bereich der Umsatz-
steuer weiterhin möglich wäre.

Ob in Fällen, in denen mehrere Erhebungs-
formen einer Steuer (Lohn- und Einkommen-
steuer) betroffen sind, lediglich auf die Per-
son des Steuerschuldners abzustellen (wie in 
der Literatur vertreten) und damit noch eine 
Selbstanzeige für die persönliche Einkommen-
steuererklärung des Betriebsinhabers möglich 
ist, ist bisher höchstrichterlich noch nicht ge-
klärt.  Vor dem Hintergrund, dass die Voraus-
setzungen der Abgabe einer Selbstanzeige mas-
siv verschärft wurden, sollte die Abgabe einer 
Selbstanzeige jedoch niemals ohne Einholung 
eines rechtlichen Rats erfolgen. * Veröffentlicht 
im Bundesgesetzblatt am 29. Juni 2013 durch 
die Verkündung des Amtshilferichtlinie-Um-
setzungsgesetzes.  Quelle: ZDH, RS IV 13076  
vom 10. Juli 2013

Lohnsteuer-Nachschau eingeführt:
Finanzbeamte prüfen im laufenden Betrieb
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Das neue Fahreignungsregister (FAER) 
 steht für mehr Verkehrssicherheit!

Am 01. Mai 2014 löste das neue Fahreignungs-
register das bisherige Verkehrszentralregister 
in Flensburg ab. Das neue Fahreignungs-
Bewertungssystem soll Anreize schaffen, das 
Fahrverhalten zu verbessern. Es erfasst Ver-
kehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilneh-
mer, die durch Verkehrsverstöße sich und an-
dere gefährden. 

Mit der Umstellung werden die Regelungen ein-
facher und leichter nachvollziehbar. Im Fahreig-
nungsregister werden nur noch abschließend 
benannte Verstöße erfasst, die sich unmittelbar 
auf die Verkehrssicherheit auswirken. 

Nur noch drei Punktekategorien

Für die Einschätzung des Verkehrssicherheits-
risikos reichen drei Kategorien aus: Ein Punkt 
wird für schwere Ordnungswidrigkeiten ein-
getragen. Zwei Punkte werden für besonders 
schwere Ordnungswidrigkeiten, die in der 
Regel mit einem Fahrverbot verbunden sind, 
und für Straftaten angesetzt. Mit drei Punkten 
werden Straftaten bewertet, die zur Entzie-
hung der Fahrerlaubnis geführt haben.

Feste Tilgungsfristen

Die Regelungen zu den Tilgungsfristen für 
eingetragene Verstöße werden einfacher: Die 
Tilgungshemmung entfällt, d.h. ein neuer 
Verstoß führt nicht mehr dazu, dass ein be-
reits eingetragener Verstoß länger gespeichert 
bleibt.

Punkte entstehen am Tattag und werden zur 
Berechnung des Punktestandes herangezo-
gen bis die Tilgungsfrist abgelaufen ist. Die 
Tilgungsfrist beginnt nun für alle Verstöße 
einheitlich mit der Rechtskraft des Bußgeldbe-
scheids oder des Urteils. Die Tilgungsfrist für 
schwere Ordnungswidrigkeiten (1 Punkt) be-
trägt zweieinhalb Jahre. Für besonders schwe-
re Ordnungswidrigkeiten und für Straftaten 
ohne Entziehung der Fahrerlaubnis (2 Punk-
te) beträgt sie fünf Jahre. Punkte für Straftaten 
mit Entziehung der Fahrerlaubnis (3 Punkte) 
verfallen nach zehn Jahren.

Drei Maßnahmenstufen

Nach wie vor sieht das System drei Maßnah-
menstufen vor. Bei bis zu drei Punkten erfolgt 
die Erfassung im Fahreignungsregister. Die 
oder der Betroffene wird darauf im Bußgeld-
bescheid hingewiesen. Wer vier bis fünf Punk-
te ansammelt, erreicht die erste Maßnahmen-
stufe. Jetzt sendet die Fahrerlaubnisbehörde 
eine Ermahnung und informiert über die 
Maßnahmenstufen. Wer in dieser Stufe frei-
willig ein Fahreignungsseminar besucht, kann 
dadurch einen Punkt abbauen.

Die zweite Maßnahmenstufe greift bei einem 
Punktestand von sechs oder sieben Punkten. 

Neues Fahreignungs-Bewertungssystem 
Mehr Verkehrssicherheit durch ein klares Regelwerk

Es erfolgt eine Verwarnung mit dem Hinweis, 
dass beim Erreichen der nächsten Stufe die 
Fahrerlaubnis entzogen wird. Auch jetzt kann 
ein Fahreignungsseminar freiwillig besucht 
werden, allerdings ist kein Abbau von Punkten 
mehr möglich.

Wer acht oder mehr Punkte ansammelt, er-
reicht die dritte Maßnahmenstufe: Die Fahr-
erlaubnis wird entzogen, jedoch nur, wenn 
zuvor die Ermahnung und Verwarnung aus-
gesprochen wurden. Die Stufen können, wenn 
Punkte zwischenzeitlich getilgt werden, mehr-
fach durchlaufen werden.

Das neue Fahreignungsseminar

Um das Verkehrsverhalten zu verbessern, 
wird ein neues Seminar eingeführt, das aus 
verkehrspädagogischen und verkehrspsycho-
logischen Elementen besteht. Die Teilnahme 
ist freiwillig. Nur wer bei einem Punktestand 
von bis zu fünf Punkten an dem Seminar teil-
nimmt, kann einen Punkt abbauen.

Was geschieht mit bisher 
eingetragenen Punkten?

Bestehende Eintragungen im Verkehrszentral-
register werden in das neue System überführt. 
Maßgeblich ist dabei die jeweils erreichte 
Maßnahmenstufe, so dass niemand durch 
die Umstellung besser oder schlechter gestellt 
wird. Einen generellen Punkteerlass gibt es 
nicht. Gelöscht werden zum 1. Mai 2014 le-
diglich die Eintragungen, die im neuen System 
nicht mehr erfasst werden.

Zum 1. Mai 2014 hat das Kraftfahrt-Bundes-
amt den bis dahin erreichten Punktestand 
auf das neue System umgerechnet. Dennoch 
gelten für Alt-Punkte in einer Übergangsfrist 
von fünf Jahren die alten Tilgungsfristen und 

die bereits ausgelösten Tilgungshemmungen 
weiter. Wenn für Alt-Punkte die Tilgungsfrist 
abläuft, wird wie folgt verfahren: Zuerst wird 
der Alt-Punkt vom Alt-Punktestand abgezo-
gen. Danach wird dieser reduzierte Alt-Punk-
testand wiederum in das neue System umge-
rechnet.

Weitere Änderungen

Seit 1. Mai 2014 können geringfügige Verstöße  
mit einem Verwarnungsgeld bis zur Höhe 
von 55 Euro geahndet werden. Dies hat zur 
Folge, dass Punkte erst ab einem Bußgeld von 
mindestens 60 Euro eingetragen werden. Aus 
diesem Grund erhöhen sich einige Bußgeldre-
gelsätze für Verstöße, die die Verkehrssicher-
heit gefährden und weiterhin mit Punkten 
bewertet werden sollen. Auch steigen einzelne 
weitere Bußgeldregelsätze, die künftig nicht 
mehr mit Punkten belegt werden, aber für die 
Verkehrsordnung relevant sind.

Quelle: Bundesministerium für Verkehr und digitale 
Infrastruktur
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Achten Sie immer auf das Alter! Ferienjobs 
dürfen Schüler nach § 5 Absatz 1 in Verbin-
dung mit § 2 Absatz 1 Jugendarbeitsschutz-
gesetz (JArbSchG) in der Regel erst überneh-
men, wenn sie mindestens 15 Jahre alt sind.

Ausnahmsweise können Schüler über 13 Jah-
re mit Einwilligung ihrer Eltern oder Sorge-
berechtigten für bis zu 2 Stunden täglich be-
schäftigt werden, wenn es sich um eine leichte, 
für Kinder geeignete Tätigkeit handelt und die 
Sicherheit, Gesundheit und Entwicklung des 
Kindes oder eine Schul- bzw. Berufsausbildung 
nicht nachteilig beeinflusst wird. Ausnahmen: 

Nach der Verordnung über 
den Kinderarbeitsschutz 
(KArbSchV) zählen hier-
zu etwa: Austragen von 
Zeitungen,Tätigkeiten im 
Haushalt und Garten, Be-
treuung von Haustieren.

Besondere Arbeitszeiten

Doch auch 15- bis 18-Jäh-
rige (Jugendliche nach 
§ 2 Absatz 2 JArbSchG) 
können Sie nicht wie je-
den anderen Mitarbeiter 
einsetzen. Vor allem bei 
der Arbeitszeit gelten Be-

sonderheiten: Höchstens 20 Tage lang darf 
ein Schüler, der noch der Vollzeitschulpflicht 
unterliegt, pro Jahr in den Ferien jobben (§ 5 
Absatz 4, §§ 8 bis 31 JArbSchG).

Da nach § 15 JArbSchG für Schüler die 5-Ta-
ge-Woche vorgeschrieben ist, sind dies ma-
ximal 4 Wochen. Die Arbeitszeit darf dabei 
8 Stunden täglich nicht überschreiten (§ 8 
Absatz 1 JArbSchG). Zwischen 20 und 6 Uhr 
dürfen Jugendliche nach § 14 Absatz 1 JArb-
SchG nicht beschäftigt werden, womit Nacht-
schichten absolut tabu sind.

Vorsicht bei Beschäftigung von Jugendlichen!
Kein Ferienjob unter 15 Jahren

Rund 380 Gäste waren zum diesjährigen Wirt-
schaftsempfang im Hause der Firma Köhler 
GmbH in Alsdorf zusammengekommen. Sie 
alle nutzten ganz im Sinne des Wirtschafts-
empfangs die Gelegenheit, Kontakte zu pfle-
gen und neue zu knüpfen.  Ihnen allen dankte 
Landrat Michael Lieber in seiner Begrüßung 
für ihr Kommen. Ganz besonders aber galt 
sein Dank Herrn Michael Köhler, Geschäfts-
führer der Firma Köhler GmbH,  für die Be-
reitschaft, den diesjährigen 
Wirtschaftsempfang  in seinem 
Unternehmen durchzuführen. 
Lieber nutzte im Rahmen seiner 
Begrüßungsansprache die Gele-
genheit, die Initiative Anschluss 
Zukunft nochmals in den Fokus 
zu rücken. 

Dank dieser Initiative habe man 
ein „Etappenziel“ erreicht. Laut 
Aussagen des Landrates soll es 
konkrete Zusagen für kurzfris-
tige Maßnahmen, was die Schaf-
fung von dritten Spuren an den 
Landes- und Bundesstraßen 
angehe, geben. Außerdem sei 
es gelungen, dass das Land die 
dringend benötigten Ortsumge-
hungen zum neuen Bundesver-
kehrswegeplan angemeldet hat. 

Nachdem Michael Köhler den 
Gästen sein Unternehmen vor-
gestellt hatte und alle Grußwor-

Firma Köhler in Alsdorf Gastgeber des Wirtschaftsempfangs

Nicht jeder Job ist geeignet

Das JArbSchG lässt nur geeignete Arbeiten zu. 
Das sind Arbeiten, welche die Leistungsfähig-
keiten der Schüler nicht übersteigen, bei de-
nen sie keinen sittlichen Gefahren ausgesetzt 
sind, die nicht mit Unfallgefahren verbunden 
sind und bei denen sie keinen schädlichen 
Einwirkungen, beispielsweise Lärm oder Ge-
fahrstoffen, ausgesetzt sind (§ 22 JArbSchG). 
Auch Akkordarbeit ist für Schülerinnen und 
Schüler unzulässig (§22 JArbSchG).

Darüber hinaus müssen Sie nach § 29 JArb-
SchG Schüler vor Beginn der Beschäftigung 
auf Unfall- und Gesundheitsgefahren im Be-
trieb und am Arbeitsplatz hinweisen.

Keine Sozialversicherung

Die Beschäftigung von Schülern und Stu-
denten während der Ferien ist sozialversi-
cherungsfrei, wenn der Schüler oder Student 
nicht mehr als 450 € verdient oder die Be-
schäftigung nicht länger als 2 Monate oder 50 
Arbeitstage dauert. 

Allerdings müssen Sie als Arbeitgeber die 
pauschalisierten Kranken- und Rentenversi-
cherungsbeiträge tragen.

te gesprochen waren, stand als Gastredner Dr. 
Alfons Degendorf auf dem Programm, der 
zum Thema „Unternehmensnetzwerke – ge-
meinsame Verwirklichung von Zielen“ referie-
ren sollte. 

Wer hier jedoch einen trockenen Vortrag er-
wartete, sollte nach wenigen Minuten eines 
Besseren belehrt werden. Bei dem als Dr. Al-
fons Degendorf angekündigten Redner han-

delte es sich um den Kölner Entertainer und 

Zauberer Peter Rossi, der es verstand, in einem 

urkomischen Comedy-Vortrag, in dessen Ver-

lauf er auch  einige Anwesende durch den Ka-

kao zog, die Gäste zu unterhalten. Sein Vortrag 

sorgte beim anschließenden „Get together“ 

mit deftigem Essen und kühlen Getränken 

noch für reichlich Gesprächsstoff unter den 

Teilnehmern des Wirtschaftsempfangs.
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Sparen beim  
Bezug von Handwerks-

bedarf und Arbeitsschutz!
Durch ein Rahmenabkommen 
mit dem Handwerksausrüster 
Engelbert Strauss erhalten In-
nungsmitglieder bei jedem Ein -
kauf 3% Nachlass zusätzlich zum 
eventuell gewährten Skonto. Sie brauchen 
lediglich als eine erste Bestellnummer die – 
8900 – einzutragen, ganz wie bei einem regu-
lären Artikel. Eine besondere Kundennum-
mer benötigen Sie hierdurch nicht. Auch 
wenn Sie bereits Kunde sind, können Sie pro-
blemlos die günstigen Rahmenkonditionen 
nutzen, in dem Sie diese Nummer angeben. 

Einen Katalog der Firma Strauss erhalten Sie 
unter der Telefonnummer 0180/5776175; zu-
dem finden Sie das aktuelle Angebot im Inter-
net unter www.engelbert-strauss.de. 

Die Bestellnummer – 8900 – gilt auch für alle 
zukünftigen Kataloge und Bestellungen.  Tragen 
Sie die Be stellnummer bitte wie unten 
gezeigt ein. 

3%

Der Handwerker klingelt, der Kunde öffnet die 
Tür. Ein entscheidender Augenblick – für bei-
de Seiten. Denn der erste Eindruck bestimmt 
über Vertrauen, Kompetenz und Image. Aus-
schlaggebend ist in diesem Moment allein das 
äußere Erscheinungsbild: das freundliche Lä-
cheln, die Stimme, die Berufskleidung.

ITEX Gaebler – der Spezialist für textile Kom-
plettlösungen aus Montabaur bietet für jedes 
Gewerk die passende Berufs- und Innungs-
kleidung mit dem professionellen Rund-um-
Service der DBL (Deutsche Berufskleider Lea-
sing GmbH).

Die Service-Palette ist vielfältig. Sie reicht von 
der individuellen Beratung bei der Auswahl 
der Berufskleidung über die fachgerechte 
Pflege bis hin zu dem bewährten Hol- und 
Bringservice. Von A wie Arbeitsschutz bis Z 
wie Zunftkleidung hat ITEX Gaebler für jeden 
Arbeitsbereich die passende Kleidung.

Speziell für das Handwerk bietet das Vertrags-
werk der DBL eine breite Auswahl an bran-
chentypischer Arbeitskleidung. Die Mitglieder 
der Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald  
erhalten auf alle Dienstleistungen einen 

Handwerker-Rabatt in Höhe von 5%.

Claudia Hildebrand, Verkaufsberaterin, ist 
Ansprechpartnerin für die Mitglieder der 
Kreishandwerkerschaft Rhein-Westerwald.  
Vereinbaren Sie einen unverbindlichen Bera-
tungstermin und lassen sich Ihr betriebsindi-
viduelles Service-Konzept unterbreiten.

Weitere Informationen erhalten Sie unter 
www.dbl-itex.de, bzw. direkt bei ITEX Gaeb-
ler, Telefon: 02602/9224-0.

Hier sparen Innungsmitglieder!
... und überzeugen schon auf den 1. Blick

Claudia Hildebrand Mobil: 0178/3475507
E-Mail: childebrand@dbl-itex.de

Geldwerte Vorteile auf einen Blick

5%

Zur diesjährigen Innungsversammlung trafen 
sich die Mitglieder der Innung für Raum und 
Ausstattung Rhein-Westerwald in den Räumen 
der Kreishandwerkerschaft in Montabaur.

Obermeister Jörg Heinen ließ in seinem 
Jahresrückblick das vergangene Jahr Revue 
passieren und verknüpfte diesen mit den In-
formationen über die Tagung des Landes-
innungsverbandes sowie die Neuwahl des 
Präsidenten des Zentralverbandes Raum und 
Ausstattung. Zum neuen Präsidenten des 
ZVR wurde Markus Sage gewählt. In seinem 
Geschäftsbericht betrachtete Heinen kritisch 
die Situation des Raumausstatterhandwerkes, 
das nach Auffassung des Obermeisters seit 

der Einordnung in die Anlage B1 der Hand-
werksordnung an Image verloren hat. Es gelte 
daher für jeden Betrieb, sich durch besondere 
Leistungen hervorzuheben und nicht durch 
Dumpingpreise noch mehr dem Ansehen des 
Berufes zu schaden. Der Geschäftsbericht des 
Obermeisters sorgte für eine ausgiebige Dis-
kussion unter den Versammlungsteilnehmern. 

Einstimmig wurde die von Geschäftsführerin 
Schubert vorgetragene Jahresrechnung 2012 
sowie der Haushaltsplan für das Geschäftsjahr 
2014 verabschiedet. 

Bei einem kleinen Imbiss blieb zum Abschluss 
der Versammlung noch ausreichend Zeit zum 
Erfahrungsaustausch mit den Kollegen. 

Innung für Raum und
Ausstattung RWW tagte
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Mitgeteilt von Herrn Rechtsanwalt Thomas Ickenroth

Vertrags- und Baurecht

Bekanntlich kommt der 
Abnahme im Bau-

recht ganz erhebliche 
Bedeutung zu. Eine ihrer 

Wirkungen ist, dass sich die Beweislast für 
behauptete Mängel umkehrt. 

„Vor der Abnahme muss der Bauunternehmer 
nachweisen, dass sein Gewerk mangelfrei ist. Ist 
aber die Abnahme erst einmal erfolgt, so muss 
der Bauherr, der das Vorliegen eines Mangels 
behauptet, diesen auch beweisen und zwar 
üblicherweise durch ein Sachverständigengut-
achten.  Da sich die Darlegungs- und Beweislast 
auch auf die Ursächlichkeit der Leistungen des 

Bauunternehmers für einen Mangel erstreckt, 
obliegt es daher nach der Abnahme grundsätz-
lich dem Bauherren, wie bereits erwähnt, nach-
zuweisen, dass festgestellte Mängel auf solche 
Arbeiten zurückzuführen sind, die der Bauun-
ternehmer ausgeführt hat.  Der Bundesgerichts-
hof hat nunmehr entschieden, dass eine Klausel 
in Allgemeinen Geschäftsbedingungen des Bau-
herren (etwa Bauträger, Generalunternehmer, 
etc.), wonach der Auftragnehmer (etwa Subun-
ternehmer) auch für die Zeit nach der Abnahme 
die Darlegungs- und Beweislast für eine mangel-
freie Leistung trägt, den Auftragnehmer unange-
messen benachteiligt und daher unwirksam ist.“ 

Darüber hinaus hat auch das Oberlandesge-
richt Naumburg eine durchaus praxisrelevante 
Entscheidung erlassen, die sich über einen sog. 
optischen Mangel verhält:  „Werden Terrassen-
dielen zwar alle mit dem vereinbarten Farbton 
(konkret: Palisander) geliefert, entstammen aber 
zwei verschiedenen Produktionschargen, sodass 
sie sich in der Helligkeit des Farbtons deutlich 
erkennbar unterscheiden und bei gemeinsamer 
Verlegung kein optisch einheitliches Erschei-
nungsbild ergeben, liegt trotz der Zuordnung 
beider zum vereinbarten Farbton ein Sachman-
gel vor (OLG Naumburg, Urteil vom 27.09.2013, 
Az.: 10 U 9/13). 

Unverhältnismäßigkeit von Mängelbeseiti-
gungskosten nach Grundstückskauf hängt 

von Einzelfallumständen ab 

Bei unverhältnismäßig hohen Mängelbeseiti-
gungskosten ist der Schadenersatzanspruch des 
Käufers eines Grundstücks gegen den Verkäu-
fer auf den Ersatz des mangelbedingten Min-
derwerts des Grundstücks beschränkt. Für die 
Beurteilung der Unverhältnismäßigkeit kommt 
es auf die Umstände des Einzelfalls an. Un-
verhältnismäßigkeit kann vorliegen, wenn die 
Mängelbeseitigungskosten den Verkehrswert 
des Grundstücks in mangelfreiem Zustand oder 
200% des mangelbedingten Minderwerts über-
steigen. BGH, Urteil  vom 04.04.2014, Az.: V ZR 
275/12 

Schwarzarbeit wird nicht bezahlt

Ein Unternehmer, der bewusst gegen § 1 Abs. 2 
Nr. 2 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes 
(SchwarzArbG) verstoßen hat, kann für seine 
Werkleistung keinerlei Bezahlung verlangen. 
Dies hat der Bundesgerichtshof (BGH) mit Ur-
teil vom 10.04.2014  entschieden.

Im entschiedenen Fall beauftragte der Beklag-
te die Klägerin mit der Ausführung der Elek-
troinstallationsarbeiten. Vereinbart wurde ein 
Werklohn von 13.800 Euro einschließlich USt 
sowie eine weitere Barzahlung i. H. v. 5.000 
Euro, für die keine Rechnung gestellt werden 
sollte. Die Klägerin führte die Arbeiten aus, der 
Beklagte entrichtete die vereinbarten Beträge je-
doch nur teilweise. Das OLG Schleswig wies die 
Klage auf Zahlung des Restbetrags ab. Der Bun-
desgerichtshof (BGH) hat diese Entscheidung 
nun bestätigt. 

Sowohl die Klägerin als auch der Beklagte haben 
bewusst gegen § 1 Abs. 2 Nr. 2 SchwarzArbG 
verstoßen. Der gesamte Werkvertrag ist damit 
wegen Verstoßes gegen ein gesetzliches Verbot 
nichtig, so dass ein vertraglicher Werklohn-
anspruch nicht gegeben ist (vgl. BGH, Urt. v. 
1.8.2013 – VII ZR 6/13). Der Klägerin steht 
danach auch kein Anspruch auf Ausgleich der 
Bereicherung des Beklagten zu, die darin be-

steht, dass dieser die Werkleistung erhalten hat. 
Zwar kann ein Unternehmer, der aufgrund eines 
nichtigen Vertrags Leistungen erbracht hat, vom 
Besteller grundsätzlich die Herausgabe dieser 
Leistungen – und wenn dies nicht möglich ist, 
Wertersatz – verlangen. Dies gilt jedoch gem.  
§ 817 Satz 2 BGB nicht, wenn der Unternehmer 
mit seiner Leistung gegen ein gesetzliches Ver-
bot verstoßen hat. Das war hier der Fall. Nicht 
nur die vertragliche Vereinbarung der Parteien 
verstößt gegen ein gesetzliches Verbot, sondern 
auch die in Ausführung dieser Vereinbarung er-
folgende Leistung. 

Nach Ansicht des BGH erfordert die Durch-
setzung der vom Gesetzgeber verfolgten Ziele, 
die Schwarzarbeit effektiv einzudämmen, diese 
Auslegung. Insoweit ist eine andere Sicht gebo-
ten, als sie vom Gerichtshof noch zum Bereiche-
rungsanspruch nach einer Schwarzarbeiterleis-
tung vertreten wurde, die nach der alten Fassung 
des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit 
zu beurteilen war (BGH, Urteil vom 31.5.1990 – 
VII ZR 336/89, BGHZ 111, S. 308). BGH, Urteil 
vom 10.04.2014, Az.: VII ZR 241/13

Bei Kaufvertrag zwischen Unternehmern  
kein Ersatz von Aus- und Einbaukosten  

im Rahmen der Sachmängelhaftung 

  Wenn beide Vertragsparteien Unternehmer 
sind, hat ein Handwerker gegenüber seinem 
Lieferanten bei Mängeln des gelieferten Mate-
rials keinen Anspruch auf Ersatz der Ein- und 
Ausbaukosten, die ihm dadurch entstehen, dass 
er gegenüber seinem Auftraggeber zur Nach-
erfüllung verpflichtet ist. Denn die Aus- und 
Einbaukosten sind bei einem Kaufvertrag zwi-
schen Unternehmern – anders als bei einem 
Verbrauchsgüterkauf – nicht vom Anspruch 
auf Nacherfüllung umfasst. BGH, Urteil vom 
02.04.2014, Az.: VIII ZR 46/13

Nutzungsausfallentschädigung  
wegen Vorenthaltens von Wohnraum

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat neue Grund-
sätze aufgestellt, nach denen ein Schadenser-

satzanspruch wegen der Vorenthaltung von 
Wohnraum gegeben sein kann. Das Gericht 
entschied, dass dann Anspruch auf Nutzungs-
ausfallentschädigung besteht, wenn es zu einem 
längeren Verzug des Bauträgers bei der Überga-
be der noch herzustellenden Wohnung kommt 
und dem Erwerber in dieser Zeit anderweitiger, 
in etwa gleichwertiger Wohnraum nicht zur Ver-
fügung steht. 

Die Kläger des zugrunde liegenden Streitfalls 
erwarben vom beklagten Bauträger eine noch 
herzustellende Altbauwohnung mit 136 qm 
Wohnfläche. Laut Vertrag war der Bauträger 
verpflichtet, die Wohnung spätestens bis zum 
31. August 2009 fertigzustellen und zu über-
geben. Da die Wohnung auch im Herbst 2011 
noch nicht bezugsfertig übergeben war, klagten 
die Erwerber unter anderem auf Zahlung einer 
Nutzungsausfallentschädigung für die Zeit vom 
1. Oktober 2009 bis zum 30. September 2011. Sie 
berechneten diese mit einer Vergleichsmiete für 
die vorenthaltene Wohnung und ließen sich die 
vom Bauträger ohnehin zu erstattende Miete für 
die bisherige, weiter von ihnen bewohnte Woh-
nung anrechnen.

Das Berufungsgericht hat den Anspruch der Er-
werber auf Nutzungsausfallentschädigung unter 
Abzug eines 30-prozentigen Abschlags für Ver-
mietergewinn und bei privater Nutzung sonst 
nicht anfallende Kosten bejaht. Die vom Beru-
fungsgericht insoweit zugelassene Revision des 
Bauträgers hatte keinen Erfolg.

Der Bundesgerichtshof entschied, dass der Er-
werber für die Dauer eines längeren Verzugs 
des Bauträgers mit der Übergabe einer von ihm 
noch herzustellenden Wohnung dann eine Ent-
schädigung für die entgangene Nutzung verlan-
gen kann, wenn ihm in dieser Zeit anderweitiger, 
in etwa gleichwertiger Wohnraum nicht zur Ver-
fügung steht. Letzteres war hier nicht der Fall, 
weil die bisher genutzte Wohnung lediglich 72 
qm Wohnfläche umfasst, während die erworbe-
ne und vorenthaltene Wohnung mit 136 qm eine 
fast doppelt so große Wohnfläche besitzt. BGH, 
Urteil vom 20.02.2014, Az.: VII ZR 172/13 
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Homöopathie und Osteopathie?Homöopathie und Osteopathie?

Die Erwartungen an das Führungspersonal sind groß. 
Wer eine leitende Position einnimmt, ist entscheidend 
mitverantwortlich dafür, Interessen und Ziele des Un-
ternehmens umzusetzen, Projekte zu planen und zu 
managen sowie die Mitarbeiter ideal einzusetzen, zu 
motivieren und einzubinden. Um diese Anforderun-
gen zu erfüllen, kommt es nicht nur auf Fachwissen 
an. Immer mehr rücken die bei Mitarbeitern schon 
länger geforderten emotionalen Stärken, die so ge-
nannten Soft Skills, in den Mittelpunkt. Und das aus 
gutem Grund. Denn natürlich sind fachliche Quali-
täten genauso entscheidend wie die Delegation von 
Aufgaben. Für das Betriebsklima und die Motivation 
der Mitarbeiter aber zählen auch andere Faktoren. 

Einfühlungsvermögen gefragt

Können Sie sich gut in die Lage Ihrer Mitarbeiter 
hineindenken? Einfühlungsvermögen ist vor allem 
dann gefragt, wenn Sie die Absichten und Handlun-
gen Ihrer Angestellten verstehen wollen. So sind Sie 
in der Lage, Ängste und Unsicherheiten zu erkennen 
und diese abzubauen.

Seien Sie Ansprechpartner 

Um den Mitarbeitern zu zeigen, dass sie ernst ge-
nommen und ihre Leistung geschätzt werden, ist 
es enorm wichtig, dass diese eine Anlaufstelle für 
Fragen, Probleme oder einfach einen offenen Mei-
nungsaustausch haben. Richten Sie zum Beispiel Ge-
sprächsrunden ein, in denen Sie gemeinsam mit dem 
Personal Projekte besprechen und die Möglichkeit 

für Feedback geben. Auch was die Führungsqualitä-
ten im Betrieb betrifft. Nur wer seine Strukturen re-
gelmäßig überprüft und hinterfragt, kommt seinem 
Ziel ein Stück näher. 

Lob hört man immer gern

Häufig sind die Leistungen von Mitarbeitern selbst-
verständlich.Offen zur Sprache kommen meist nur 
Dinge, die schiefgelaufen sind. Dabei ist es wichtig, 
gute Leistungen anzuerkennen und wahrzunehmen. 
Und ein verdientes Lob zeigt den Mitarbeitern, dass 
ihre Leistung geschätzt wird. Ein unerlässlicher Fak-
tor für eine motivierte Belegschaft.

Vertrauen ist besser

Auch, wenn es zu Beginn nicht leichtfällt, geben Sie 
Verantwortung ab! Besonders qualifizierte Kräfte 
fühlen sich demotiviert, wenn ihnen keine Kompe-
tenzen übertragen werden. Chefs, die alles selbst ent-
scheiden möchten und das Denken ihrer Belegschaft 
übernehmen, sorgen für Frust im Team und bremsen 
die Eigeninitiative ihrer Mitarbeiter aus. Wer möchte 
schon Vorschläge unterbreiten, wenn diese stets ab-
geschmettert werden? Überlegen Sie deshalb, welche 
individuellen Fähigkeiten gefördert werden können, 
und binden Sie das Personal an entsprechenden Stel-
len in die Unternehmensentscheidungen mit ein.

Distanz frustriert

Denn wer permanent „von oben“ und strikt hierar-
chisch agiert, andere Meinungen missachtet und die 

Mitarbeiter bevormundet, sorgt auf Dauer für ein 
schlechtes Arbeitsumfeld. Eine hohe Mitarbeiter-
fluktuation und -frustration, hoher Krankenstand, 
geringe Motivation und ein schlechter Teamzusam-
menhalt sind die Folgen. Keine guten Voraussetzun-
gen für die Produktivität eines Betriebes.

Führung will gelernt sein

Führungspersonal sollte deshalb nach fachlichen 
und sozialen Kompetenzen ausgewählt werden. Eini-
gen Personen fallen die mit einer leitenden Position 
verbundenen Aufgaben leichter als anderen. Den-
noch ist gute Personalführung auch ein Lernprozess. 
Sorgen Sie deshalb dafür, dass Ihre Leute regelmäßig 
durch spezielle Trainings oder Managementpro-
gramme geschult werden.

Gut Ding braucht Weile

Wer seine Führungskultur im Betrieb neu ausrichtet, 
wird die Veränderungen nicht von heute auf morgen 
sehen. Manchmal kommt es vor, dass bestimmte 
Abläufe sogar erst einmal haken, schließlich müssen 
sich neue Prozesse einspielen. Wer aber dauerhaft 
auf ein fachlich und sozial kompetentes Führungs-
personal setzt, wird belohnt. Durch gute Teamarbeit, 
einen fairen und offenen Umgang im Betrieb sowie 
effizientes und strukturiertes Personalmanagement 
– alles Voraussetzungen für eine hohe Motivation 
und Produktivität Ihrer Mitarbeiter.

Führen mit Herz und Verstand
Die Motivation der Mitarbeiter und damit der Unternehmenserfolg hängen 

von den sozialen Kompetenzen der Führungskräfte ab




